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Deutſchland.
Magdeburg, d. 21. Nov. Die hieſige Zeitung ent-

hält folgende Bekanntmachung
Nachdem ſich an einigen Orten der Provinz ſogenannte

Sicherheits- Ausſchuſſe gebildet haben, ſind die Behoörden bereits
durch den Erlaß des Herrn Oberpräſidenten vom 15. d. Mts.
aufgefordert, den Beſtrebungen dieſer Ausſchüſſe, welche jeder
hen Begründung entbehren, alles Ernſtes entgegen zu

reten.
Es hat ſich inzwiſchen mehr und mehr herausgeſtellt, daß die

auf den Umſturz alles Beſtehenden hinarbeitende Partei in die-
ſen Ausſchüſſen das Mittel zu finden glaubt, die Autorität und
Wirkſamkeit der beſtehenden Behorden, welchen allein amtliche
Befuguiſſe beiwohnen, zu beſeitigen, die executive Gewalt ſich
zu verſchaffen, und dieſelbe fur ihre Zwecke zu benutzen.
Wir finden uns daher veranlaßt, die Koniglichen Landrathe
nochmals darauf hinzuweiſen, mit aller Energie der Bildung
ſolcher Ausſchuſſe entgegen zu treten, und da, wo ſolche Sicher
heits-Ausſchuſſe bereits ins Leben getreten ſind, dieſelben ſo-
fort, noöthigenfalls unter Anwendung der geſetzlichen Zwangs-

maßregeln, aufzulöſen, wobei wir darauf aufmerkſam machen,
daß, ſo weit die gewöhnlichen Mittel der Polizei fur dieſen
Zweck nicht ausreichen, überall zunächſt die Burgerwehr zu re
quiriren iſt, um dem Geſetze Achtung zu verſchaffen.

Zugleich bemerken wir jedoch, daß nach 9. 107 der revi-
dirten Städte- Ordnung für vorübergehende Zwecke von den Ma-
giſträäten Kommiſſionen aus Mitgliedern der ſtadtiſchen Behor-
den und wohlgeſinnten Einwohnern der Stadtgemeinden gebildet
werden können ſofern daher die Verhättniſſe einzelner Städte
es angemeſſen erſcheinen laſſen ſollten, derartige Kommiſſionen
zu bilden, welche als Organe der Magiſtrate für Erhaltung der
Ruhe und geſetzlichen Ordnung wirkſam ſind, ſo finden wir
gegen die Bildung ſolcher Kommiſſionen Nichts zu erinnern und
wollen die desfallſigen motivirten Antrage binnen kürzeſter Friſt
erwarten.

Die jetzigen Zeitverhältniſſe machen es übrigens dringend
nothwendig, daß mit der Ausführung des Buürgerwehrgeſetzes
vom 17. d. Mts. ſo raſch wie moglich vorgeſchritten wird,

ſere Verfugung vom 31. October zu dem Zwecke angeordne-
ten Einleitungen mit allen Kraften zu beſchleunigen ſondern
weiſen Sie auch hierdurch an, nach Maßgabe des 128
des allegirten Geſetzes ſofort mit der Auflöſung der neben
der jetzigen Burgerwehr beſtehenden bewaffneten Corps vor-
zugehen wobei wir jedoch bemerken, daß den Mitgliedern
der Schützengilden unbenommen iſt, zu ihren ſonſtigen, mit
der Beſtimmung der Buürgerwehr nicht zuſammenfallenden
Zwecken als bewaffnete Corporationen fortzubeſtehen. Jn-
dem wir Sie auffordern, uns unfehlbar innerhalb 8 Tagen
anzuzeigen, daß dieſe Anordnung zur Ausfuhrung gebracht
iſt, weiſen wir ſchließlich noch darauf hin, daß nach 9. 3
des Burgerwehrgeſetzes die Burgerwehr ſich nicht in die Ver-
richtungen der Gemeinde-, der Verwaltungs- oder gerichtli-
chen Behörden miſchen darf, und veranlaſſen Sie, darauf zu
halten daß auch in dieſer Beziehung der geſetzliche Boden
nicht verlaſſen wird, auf welchem wir uns bewegen muſſen,
um Ruhe und Ordnung wieder herzuſtellen.

Magdeburg, den 19. November 1848.
Königliche Regierung, Abtheilung des Jnnern.

Oelrichs.
Circulare an ſämmtliche Herren Landräthe des Regierungsbez.

Nachfolgende Mittheilung giebt das Merſeburger Kreis-
latt

Endlich fällt den Führern der republikaniſchen Partei
die Maske vom Geſicht, dieſen Leuten welche unter dem
Aushangeſchilde demokratiſcher Beſtrebungen durch fein ge
ſponnene Plaäne unſere öffentliche Zuſtände längſt unterwuhlt,
auf nichtswurdige Weiſe abſichtsvoll die Gewiſſen treuer, von
Achtung fur die Rechte der Krone beſeelter Burger verwirrt,
eine große Anzahl beſonnener und conſtitutionell geſinnter
Männer unter dem Scheine, als gelte es einen Kampf um
Sicherſtellung und Wahrung der Rechte des Volkes gegen
Eingriffe der Krone, zu beirren und deren Sympathieen zu
gewinnen g wußt, und durch ihr verſtecktes heilloſes Spiel
einen Brand in das Vaterland geworfen haben, der mit der
Entzundung des furchtbarſten Burgerkriegs das Wohl von

und wir beauftragen Sie deshalb nicht nur, die durch un Millionen zu vernichten und dem Vaterlande die Spuren ei-



nes verabſcheuungswuürdigen Bruderkampfes auf Jahrzehnde
hin unvertilgbar einzudrucken drohen.

Wer mochte ſich der traurigen Verblendung noch hinge-
ben daß die auf die rohe und ungebildete Maſſe des Berli-
ner Straßenpobels ſich ſtutzende äußerſte Linke der National-
Verſammlung von deren verderblichem Einfluße die übrigen
Parteien der Abgeordneten uüberwuchert worden ſind, uns
die im März von dem Könige ſo hochherzig verheißenen und
mit dem Blute beſiegelten Freiheiten einer konſtitutionellen
Monarchie in der ſehnlich erwarteten Verfaſſung zu Stande
bringen werde, nachdem es keinem Zweifel mehr unterliegt,
daß der unheilvolle Conflikt der National- Verſammlung mit
der Krone nach einem wohlberechneten Plane herbeigefuührt
und viele redlich geſinnte Deputirte von dem die Democratie
leitenden Abgeordneten der äußerſten Linken ins Netz gezogen
und zu Maßregeln fortgeriſſen ſind, welche dem angedeuteten
Plane gemäß auf nichts Geringeres abzielen, als eine unaus-
fuüllbare Kluft zwiſchen dem Volke und der Krone zu befeſti-
gen, das Königthum abzuſchaffen und an ſeiner Stelle uns
mit den Segnungen der rothen Republik zu beglucken.

Wer etwa an der Wahrheit dieſer Behauptung noch im
Geringſten zweifelt, möge ſich durch die Beachtung folgender
thatſaächlicher Umſtände die Augen offnen laſſen:

Der Staatsregierung ſind nach Jnhalt der Parlaments-
Correſpondenz die Fäden eines weit verbreiteten ſtaatsver-
brecheriſchen Complotts, welches die Proclamation der Re-
publik an dem 15. d. M. ſich zum Zwecke geſetzt hatte, in
die Hände gefallen.

Der Vorſtand des demokratiſchen Central Vereins von
Deutſchland die Mitglieder der National Verſammlung
d' Eſter und Reichenbach nebſt Hexamer, fordern un-
term 11. d. Geld von den Demokraten, deſſen ſie ſchleunig
bedurfen, und weshalb ſie ihren Geſinnungsgenoſſen eine
Steuer auferlegen.

Jn vielen Städten der Provinz haben ſich in Folge plotz
lich entſtandener, muthwillig herbeigefuührter Unruhen und
Aufläufe, zu gleicher Zeit ungeſetzliche Autoritäten unter dem
Namen von Sicherheits-Ausſchuſſen zu bilden verſucht und
ſtäädtiſche Behörden ſind von einem der Zahl nach unbedeu-
tenden rohen Volkshaufen eine Zeit lang ſchmahlig einge-
ſchuüchtert und ſelbſt bewaffnete Buürgerwehren terroriſirt
worden.

Jn Bibra, dem Centralpunkte der republikaniſchen Wuüh-
lerei in dem Preußiſchen Thuüringen, iſt der Aufſtand, wie es
ſcheint, zu fruühzeitig losgebrochen und in dem landrathlichen
Kreiſe Eckartsberga ſammeln ſich bewaffnete Banden, um die
Ritterguüter, die Kaſſen der Behorden und die Häuſer der
Wohlhabenden unter Proclamation der Republik zu plundern.

An andern Orten des Regierungsbezirks ſcheint die Aus-
fuührung ſolcher verbrecheriſcher Raubzuge nur noch dadurch
aufgehalten zu ſein, daß es an entſchloſſenen Führern fur die
verblendeten Schaaren gefehlt hat, um an einem Tage mit
der wohlorganiſirten Empörung gegen die rechtmaßig beſte-
hende Staatsgewalt loszubrechen und den Verſuch ihres
Sturzes zu wagen.

Berlin, d. 21. Novbr. Se. Majeſtät der König haben
dem regierenden Landgrafen von Heſſen Homburg
Durchlaucht den Schwarzen Adler- Orden verliehen.

Bekanntmachung.Mit Bezugnahme auf unſere Bekanntmachung vom 17. d. M.
bringen wir hiermit ferner zur Kenntniß, daß, nachvem das Kaſſen-
lokal der StaatsſchuldenTilgungsKaſſe wieder frei geworden iſt, die
ſelbe von jetzt an wieder Zahlungen leiſten, ſo wie auch annehmen
wird. Berlin, den 19. November 1848.

Haupt Verwaltung der Staatsſchulden.
Natan. Köhler. Knoblauch.

Der gewahlte Ausſchuß der Rechten und des rechten Cen-
trums der Nationalverſammlung hat geſtern das nachſtehende
Schreiben an das Staats Miniſterium gerichtet

Hohes StaatsMiniſterium! Die Königl. Botſchaft vom 8. d. M.
hat die zur Vereinbarung der Verfaſſung berufene Verſammlung un
ter Verlegung ihres Sitzes, bis zum 27. d. M. vertagt. Während ein
Theil der Nationalvertreter die Geſetzlichkeit der Vertagung beſtreitet,
blickt der andere Theil mit Sehnſucht dem Anbrechen des Tages ent-
en mit Sehnſucht, der ſich die Hoffnung zugeſellt, daß es ein

ag ſein moge der Verſöhnung, der Bewaährung der Treue, der Auf-
opferung und der Hintanſetzung jeder perſönlichen Rückſicht im Ange
ſichte des bedrangten Vaterlandes. Dieſe Sehnſucht theilt das Land;
ſie zieht ſich wie eine Brücke der Vermittelung uüber die geſpaltenen,
zerriſſenen, von Furcht und Bangen bewegten Gemuther. Es klam
mern ſich Vieler und nicht der Schlechteſten Herzen an dieſen
Tag, als an den Tag der Entſcheidung, der naturgemaßen Ent
ſcheidung nicht der vorzeitigen Durchſchneidung einer verhaängniß-
vollen Kriſis. Jn dieſe Erwartung und Sehnſucht drangen ſich dunkle
Gerüchte. Man ſagt ſich, und es ſchimmerte durch mehrfache Druck-
artikel, die, wenn auch nicht offiziell, doch aus kundiger Feder zu
kommen ſcheinen, daß die Staatsregierung vor dem Ende der Ver
tagungsfriſt die Auflöſung der Nationalverſammlung und gleichzeitig
den Erlaß andrer auf das Verfaſſungswerk bezuglicher Verordnungen
beabſichtige. Wir wollen nicht über den Grund dieſer Gerüchte und
Befurchtungen ein Urtheil fällen, wir fuühlen uns aber gedrungen, in unſrem
und in unſrer politiſchen Freunde Namen den Wunſch auszuſprechen, daßjene
Befürchtung des Anlaſſes entbehre, oder, wenn ein ſolcher vorhanden ſein
möchte, deſſen Beſeitigung eintrete. Es würde jene Maßregel das ſchon wan
kende Vertrauen zerſtören, deſſen die Staatsregierung bedarf, um Krone und
Volk durch die eingetretenen Verwickelungen friedlich hindurchzuführen,
ein Vertrauen, welches das eigene Bewußtſein der Räthe der Krone,
nur das Gute zu wollen, in keiner Weiſe zu erſetzen vermag es
droht jene Maßregel den Verluſt der Sympathieen, welche in den Her
zen der Preußen an der unter allen Umſtänden unveränderlichen Unver
brüchlichkeit gegebener Zuſagen haften, ein Verluſt, den keine, auch
nicht die reichſte, dargebotene Gabe verſchmerzen ließe; es würde end
lich jene Maßregel ſchwer in Einklang zu bringen ſein mit den Be
ſchlüſſen der Deutſchen Reichsverſammlung, mit welchen ſtets Hand in
Hand zu gehn, wir uns beſtrebten, deren inniges und herzliches Ein-
verſtändniß jetzt am Wenigſten zu entbehren iſt. Wer jetzt noch Ver-
trauen hat in den Sieg des Rechts und der wahren Freiheit, muß zu
gleich Vertrauen haben auf die Rückkehr der Beſonnenheit und Mäßi-
gung, die Läuterung getrübter Stimmungen es würde aber einen Man-
gel dieſes Vertrauens verrathen wenn zu dieſer Rückkehr man allen
den Abgeordneten, die nicht unſerer politiſchen Anſicht ſind den Weg
verſperren, und die durch die Botſchaft vom 8. d. M. dargebotene Hand
zur Einigung in dieſem Augenblicke ſchon zurückziehn wollte; es würde
darin zugleich eine tiefe Kränkung des Rechtsbewußtſeins derer liegen,
welche, den Boden der Vereinbarung feſthaltend, in keiner Weiſe die Zu-
ſage, am Ende der Vertagungsfriſt ſich zum Vereinbarungszwecke den
Vertretern der Krone wieder gegenüber zu ſein, verſcherzt zu haben
glauben. Wenn wir dieſe Erwägungen einem hohen Staatsminiſterium
dringend ans Herz legen, entiedigen wir uns einer Pflicht, zu der uns
bei drohender Gefahr die Liebe zum Vaterlande den Beruf gab.

Berlin, den 18. November 1848.
Der erwählte Ausſchuß der Rechten und des rechten Centrums der

Nationalverſammlung:
(gez.) Walter (Bonn); Baumſfarck (Greifswald); Heſſe (Solin-

gen); Harkort (Hagen) Müller (Siegen); von Meuſebach
(Mansfeld). aMagdeburg d. 20. November. Die ſtädtiſchen Be-

hörden haben in der Sitzung über die Steuerverweigerungsfrage
mit großer Majorität ſich dahin entſchieden, daß dieſe Maß-
regel Seitens der Stadt Magdeburg nicht ange-
nommen und ausgeführt werden ſolle.

Nachſtehendes Schreiben hat der hieſige Magiſtrat an vie
StadtverordnetenVerſammlung gerichtet

Jn der außerordentlichen Sitzung vom 18. d. Mts. hat die Stadt-
verordneten Verſammlung in Folge eines ihr vorgelegten Antrages
darüber berathen, ob auf Grund der von der Nationalverſammlung
ausgeſprochenen Steuerverweigerung der Magiſtrat erſucht werden
ſolle, die bei ihm eingehenden königlichen Steuern nicht abzuliefern,
ſondern bis auf Weiteres in ſeinen Kaſſen aufzubewahren. Der An-
trag iſt mit großer Stimmenmehrheit abgelehnt und ſomit nicht an
uns gelangt. Unter allen andern Umſtänden würden wir über einen
Beſchluß ſchweigen der unſere Mitwirkung oder Erklärung nicht ver

langt; allein die Angelegenheit iſt ſo groß, ſie trifft ſo ſehr die Ord



nung des Staates nnd der Stadt, daß, da wir eine beſtimmte Stellung
zu der Frage einnehmen müſſen, wir es der Verſammlung und damit
der Bürgerſchaft gegenüber für eine Pflicht halten, ehrlich und offen
unſernWenn eine Behörde, die hier als Staatsbehörde zu handeln hat, für die

Entſcheidung ganz allein geſetzliche Gründe gelten läßt, und politiſche
Zuneigungen oder Abneigungen, Erwägungen der Zweckmäßigkeit und
der Möglichkeit und die Anſichten anderer Perſonen und Körperſchaften
nicht beachtet.
ben, iſt der rechte.
vom 8. April, als der Verordnung vom 6. April d. J. finden wir
nicht, daß irgendwie der Nationalverſammlung das Recht zugeſtanden
ſei, die auf rechsgültigen Landesgeſetzen beruhenden und geſeslich beſte
henden Steuern einſeitig aufzuheben, oder die Rechte der Regierungs

die gegenwärtig geſetzlich geordnete Steuer-Entrichtung, Erhebung und
Ablieferung eingreift überſchreitet die Befugniſſe dieſer Verſammlung
und iſt
ſtrats nicht zweifelhaft ſein.
ſchluſſes kann er die Hand nicht bieten.
neten Verſammlung von unſerm einſtimmigen Entſchluſſe Kenntniß ge-
ben, ſprechen wir noch unſeren aufrichtigen und lebhaften Dank dafür
aus, daß dieſelbe durch Ablehnung des Antrages in der Berathung vom
18. d. M. uns eines ſchmerzlichen Zwieſpaltes überhoben hat. Magde-
burg, den 20. November 1848. Der Magiſtrat.

eingezogenen Landwehrleute eine Subſcription freiwilliger Bei-
träge

nung zu ſichern, Perſonen und Eigenthum zu ſchutzen, welches die zum
offenen Aufruhr auffordernden

drohen. gleich zu nur kurzZeit in Dienſtthatigkeit wird zu bleiben brauchen wenn, wie mit Si-
cherheit gehofft werden kann, alle Gutgeſinnten ſich zuſammenſchaaren
und dieſer Partei muthig und kraftig entgegen treten, ſo iſt doch ſelbſt

ſchäftigungen entzogenen Landwehr Mannſchaften mit

Landwehr ihr Eigenthum und die Provinz vor völliger Anarchie ge

ſchutzt wird. ofo ies mir nach dem Beiſpiel, welches ſchon anderweit gegeben iſt,
ſchenswerth, den einberufenen LandwehrLeuten von ihrem Eintritt an,
und ſo lange ſie jetzt in Dienſtthaätigkeit im eigenen und alleinigen

der größten Bereitwilligkeit der Muhe unterziehen, dieſe Liſten in Um-

Entſchluß auszuſprechen. Es bedarf keiner Rechtfertigung,

Nur der Weg, welchen Pflicht und Gewiſſen vorſchrei-
Nach reiflicher Prüfung ſowohl des Wahlgeſetzes

ewalt an ſich zu nehmen und die Abführung erhobener Steuern zu
uspendiren. Ein Beſchluß der Nationalverſammlung alſo, welcher in

deshalb nichtig. Hiernach konnte die Entſcheidung des Magi-
Zur Ausführung eines ungeſetzlichen Be

Jndem wir der Stadtverord-

Der Ober-Praſident von Bonin hat zur Unterſtützung der

durch nachſtehende Aufforderung empfohlen:
„Nach meiner Bekanntmachung von geſtern hat in der Provinz

die Landwehr zuſammengezogen werden müſſen, um die geſetzliche Ord-

Beſtrebungen einer Umſturz Partei be-
Wenn gleich zu erwarten ſteht, daß die Landwehr nur kurze

eine kurze Dienſtthätigkeit der ihren häuslichen und gewerblichen Be
eſchwerden und

Opfern verbunden, welche Alle anerkennen muüſſen, denen durch die

Zur ſofortigen Bethaätigung dieſer Anerkennung ſcheint
wuün

Intereſſe der Provinz bleiben, ſämmtlich eine tägliche Zulage von Ci-
nem Silbergroſchen pro Mann zuzuwenden, und die dazu erforderlichen
Geldmittel durch freiwillige Beiträge zu beſchaffen. Jn dem feſten
Vertrauen, daß es nur dieſer Anregung bedarf, um Jeden, der die gro-
ßen Verdienſte anerkennt, welche ſich die Landwehr in Erfüllung ihrer
Dienſtpflicht fur die ganze Provinz und für jeden Bewohner derſelben
erwirbt, zu einer angemeſſenen monatlichen freiwilligen Bei-
ſteuer zu veranlaſſen, lege ich die umſtehende Liſte zur Einzeichnung
dieſer Beiträge bei. Die Ortsbehörden werden ſich unzweifelhaft mit

lauf zu ſetzen und nach erfolgter Einzeichnung ſofort an die Herren
Landräthe zurück zu geben, demnächſt aber die gezeichneten Beiträge zur
Ueberweiſung an die betreffenden Landwehr-Commando's einzuſenden
und an die Kreiskaſſen abzuliefern.“

Morgen ſchon wird das in Neuhaldensleben formirte 3.
Bataillon des 26. Landwehr- Regiments unter der Anführung
des Herrn Brigade Commandeurs, General Major von Colln
hier eintreffen und thatſächlich den Beweis liefern, mit welcher
Schnelligkeit und Hingebung die Wehrmaänner zur Erfüllung
ihrer Pflicht herbeigeeilt ſind.

Münſter, d. 18. Nov. Der hieſige Magiſtrat veroöffent
licht die folgende Bekanntmachung:

„Der kommandirende Herr General hat erfahren, daß in der Stadt
das Gerücht verbreitet ſei, er habe die Abſicht, die hieſize Bürger
wehr zu entwaffnen und aufzulöſen. Um dieſes gänzlich grundloſe Ge
rücht zu widerlegen, hat mich der kommandirende Herr General beauf-
tragt, in ſeinem Namen zu verſichern, daß er weder höhere Defehle
zu einer Entwaffnung der Bürgerwehr bis jetzt empfangen habe, noch
erwarte, daß er ſelbſt aber an eine ſolche Maßregel durchaus nicht
denke, im Gegentheil auf die Unterſtützung der achtungswerthen Bür
gerwehr rechne, um die öffentliche Ruhe und Ordnung zu erhalten.

Münſter, den 18. November 1848. Schmidt, Oberſt Lieutenant und
Chef des General Stabes.“

„„Vorftehendes ber uns eingegangene Schreiben finden wir uns ver
anlaßt, zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. Münſter, den 18. No
vember 1848. Der Magiſtrat. von Olfers.“

Köln, d. 18. Nov. Oberburgermeiſter, Beigeordnete
und Gemeindeverordnete unſerer Stadt haben folgenden Auf-
ruf erlaſſen: Mitbürger! Die kritiſche Lage, in welcher die
Krone und die Nationalverſammlung ſich gegen einander befin
den, kam heute auch in dem Gemeinderathe zur Sprache. Der
Gemeinderath war einſtimmig der Meinung, zur Hebung des
Zwieſpalts vermittelnde Schritte zu verſuchen, und hat folgende
Jmmediatadreſſe beſchloſſen

Königl. Majeſtät! Das unſelige Zerwürfniß zwiſchen der Krone und
der Nationalverſammlung hat mit jedem Augenblicke ſteigend das ganze
Land in Trauer und Schrecken verſetzt. Unſere Stadt iſt im aufgeregteſten
Zuſtande, und der Gemeinderath erfüllt nur eine dringend gebotene Pflicht,
Ew. Königl. Maj. ein flehentliches Wort mit Vertrauen zu äußern. Das
Miniſterium des Grafen Brandenburg hat keinen Halt in der Stimmung
des Landes. Wir bitten ehrerbietigſt, daſſelbe entlaſſen und durch ein volks
thümliches Miniſterium erſetzen zu wollen. Die Nachricht, daß Ew. Königl.
Maj. in dieſem Sinne ſich entſchloſſen, wird allgemeine Freude, allgemei-
nen Dank erregen. Wir hoffen, daß die Ruhe in Berlin wieder hergeſtellt
und die Freiheit der Nationalverſammlung gegen jede Störung dauernd
geſichert werde. Jn dieſer Vorausſetzung kann nach Ew. Maj. eigner Er
klärung die Verſammlung in Berlin bleiben. Nur auf die thatſächlichen
Verhältniſſe blickend, bitten wir ehrfurchtsvoll, der Verlegung der Natio
nalverſammlung nach Brandenburg keine Folge geben zu wollen. Ew.
Königl. Maj. beſchwören wir ſchließlich aufs innigſte, das Mögliche und
Nöthige zur Herſtellung des Friedens zu thun und zu veranlaſſen. Mit
tiefſter Ehrerbietung Der Gemeinderath der Stadt Köln.

Poſen, d. 17. Nov. Daß Poſen eine loyale Stadt ſei,
davon haben unſere Stadtverordneten geſtern den vollgultigſten
Beweis geliefert, denn wahrend in den meiſten großern Städten
der Monarchie von den ſtädtiſchen Behörden beiſtimmende Adreſ-
ſen an die Nationalverſammlung in Berlin gerichtet worden
ſind, iſt hier geſtern eine ſolche mit beträchtlicher Majorität ver
worfen worden. Von einem der juüngern Stadtverordneten,
Aſſeſſor v. Erouſaz, Ler zugleich Mitglied des demokratiſchen
Vereins iſt, war die Motion eingebracht, daß eine Adreſſe der
Stadtbehörde an den König votirt werden möge, des Jnhalts:
daß 1) das Miniſterium Brandenburg als unvolksthümlich
entlaſſen, und 2) die Verlegung der Nationalverſammlung von
Berlin nach Brandenburg zurückgenommen werden möge. Da
lebhafte Debatten zu erwarten waren, ſo hatte ſich ein überaus
zahlreiches Auditorium eingefunden, darunter viele Mitglieder
des demokratiſchen Vereins, die den Antrag mit einem Bravo
begrüßten, wofür ſie jedoch vom Präſidenten mit Ausweiſung
bedroht wurden. Die Debatte war allerdings ſehr lebhaft und
wurde von beiden Seiten mit großer Waärme, die mehrmals
die parlamentariſchen Grenzen überſchritt, gefuührt. Der Antrag
wurde indeſſen faſt nur von den polniſchen und jüdiſchen Mit
gliedern des Collegiums unterſtutzt, ſodaß er bei der namentli-
chen Abſtimmung mit nicht geringer Majorität verworfen wurde.
Bei der Abſtimmung uber den erſten Theil des Antrags waren
nur 10 Stimmen für und 14 gegen denſelben, und bei der
Abſtimmung über den zweiten Theil waren ſogar nur 7 Stim
men für und 17 Stimmen gegen denſelben. Sonach hat es
ſich ſelbſtredend herausgeſtellt daß die beſitzende Klaſſe in un
ſerer Stadt zum groößern Theil gegen das Verhalten der berliner
Nationalverſammlung der Krone gegenüber iſt ja, die Urwäh
ler Poſens werden ſogar heute durch ein Circular aufgefordert,
eine Erklärung zu unterſchreiben worin ausgeſprochen wird
1) daß die Krone zu ihrem incriminirten Verfahren vollkom
men berechtigt ſei; 2) daß die Beſchlüſſe der in Berlin zurück
gebliebenen Mitglieder der Nationalverſammlung null und nichtig
ſeien 3) daß Alle ſich mit treuer Liebe um den conſtitutionellen
König zu ſchaaren willens ſeien und 4) daß das Verhalten des



4

Abgeordneten der Stadt Poſen, Hrn. Neumann, entſchieden ge Verſammlung, daß das Reichsminiſterium unmittelbar ein
mißbilligt werde. Man erſieht hieraus, daß Poſen gerade die ſchreite und die erforderlichen Maßregeln treffe, daß der ver-
entgegengeſetzte Haltung von Breslau annimmt. Die erwähnte heißene Schutz des Anſehens der Geſetze und der perſönlichen
Erklarung ſoll ſchon uber 2000 Unterſchriften zahlen. Freiheit, insbeſondere in Anſehung der geſetzwidrigen Aſſen-

Noch erfahre ich, daß der Reichscommiſſar, der heſſiſche tirungen, Nachſuchungen und Verhaftungen mißliebiger Per-
General v. Schefer, heute hier eingetroffen iſt, um die De ſonen in Deutſch- Oeſterreich zur Wahrheit werde.“
marcation von Deutſch-Poſen, als nunmehrigem integrirenden Wien, d. 14. Nov. Furſt Windiſch-Graätz iſt geſtern
Theil Deutſchlands, definitiv zu vollziehen. Darüber wird die nach Ungarn abgereiſt. Heute verlaßt auch das Regiment Kaiſer-
ganze deutſche Bevölkerung ſich außerordentlich freuen, denn Jnfanterie die Hauptſtadt und ſchlägt den Weg nach Ungarn
nun ſind die Revolutionsgelüſte der Polen bei uns fur immer ein. Die Magyaren haben die Straßen dergeſtalt unfahrbar
abgeſchnitten, zumal wenn das hier umlaufende Gerucht ſich be gemacht, daß hieraus die Unmoglichkeit, die Operationen in die-
ſtattigen ſollte, daß Poſen zu einer Reichsfeſtung deſignirt ſei. ſer Jahreszeit zu beginnen, hervorgehen dürfte. Es ſoll daher
Dadurch wurde unſere Stadt unauflöslich mit dem großen vorerſt auf eine Cernirung des ganzen Landes und auf Ab-
Reichsköorper, deſſen ſtarke Vormauer gegen Oſten es bildete, ſchneiden jeder Kommunikation abgeſehen ſein. Nach der

verbunden ſein. (O. A. r Reg en ws ehe iſt Furſt Felix Schwarzenſt berg Miniſterpräſident und erhält das Auswaärtige, Graf Sta-tannſeee d Nop. Hier erſcheint ſolgende Be dion das Jnnere, Generalmajor Baron Cordon (jetzt Vorſitzer
„Die Nachricht von dem ſtandrechtlichen Verfahren gegen den deut der Militaärcentralkommiſſion) den Krieg, Baron Kraus die Fi

ſchen Reichstags Abgeordneten Robert Blum zu Wien hat in Sachſen nanzen, Bruck aus Trieſt Handel und öffentliche Arbeiten,
Schmerz und Entrüſtung hervorgerufen. Dieſen Gefühlen iſt in Volks Thienfeld Deputirter aus Steiermark) Ackerbau, Helfert ſoll
verſammlungen und Vereinen durch verſchiedene Beſchlüſſe Ausdruck ge- terſtagtsſecretair figeben worden welche zum Theil als Anträge an die Regierung gebracht als Un ſt aksſecretair für Kultus und Unterricht eintreten, Pra
worden ſind. Die Regierung erkennt die inhaltsſchwere Bedeutung die tobevera oder Mitis das Juſtizminiſterium übernehmen. Eine
ſes traurigen Ereigniſſes, ſo wie die Pflichten welche es ihr auflegt, und Kundmachung ſetzt den letzten Termin zur Waffenabliefe-
wird ſie erfüllen. Sie hat dies bereits in der zweiten Kammer der Stän- rung auf 24 Stunden feſt, nach deren Verlauf Hausſuchun
deverſammlung erklärt ſie ſpricht es hiermit noch einmal vor dem ſäch- Fsen Volke aus. Aber ſie verbindet damit auch die Mahnung zur Be- gen ſtattfinden ſollen Es werden noch e z

6 e Kom ſie rückſtandig angegeben.onnenheit und Mäßigung. Durch die Königl. Geſandtſchaft zu Wien iſt r c.G Mittheilung der Prozeßakten angetragen worden. Die Regierung hat Prag, d. 15. Nov. Aus zuverläſſigen Berichten ſind
von dem Königl. Geſandten ſofort Rechenſchaft über ſein Verhalten gefor- wir im Stande, die Verluſte anzugeben, welche das Militär
dert f 33 ſg T r rn vor in den Gefechten vom 26. bis 31. Oct. vor und in Wien er-
zugsweiſe berufenen Behörde, entſchiedene Anträge geſtellt. Die Regie ws Jrung glaubt hiernach Alles gethan zu haben, was bei der gegenwärtigen litten hat. Demnach belauft ſich die Zahl der Getoödteten auf
Lage der Sache von ihr mit Recht gefordert werden kann. Die Bewe- 189 (14 Offiziere, 175 Mann); der Verwundeten auf 816
gung und das Begehren iſt aber hierbei nicht ſtehen geblieben. Jn blin- (42 Offiziere, 774 Mann) der Vermißten auf 193 Mann. To-
der Leidenſchaft iſt gegen das Kaiſerl. öſterreichiſche General Konſulat zu talverluſt: 1198. (C. Bl. a. B.)
Leipzig von Einzelnen eine Verletzung des Völkerrechts begangen worden.Die allgemeine Stimme hat darüber gerichtet, und die Regierung hofft, Man ſpricht in Krakau viel davon, daß Krakau zur
daß zur Ehre des ſächſiſchen Volkes jeder Verſuch zu einer ähnlichen That
unterbleiben wird. Man hat Bürger bedroht, weil ſie politiſche Gegner
Blum's geweſen ſeien. Das heißt, im Namen der Freiheit die Tyrannei
verkündigen. Man hat verlangt die Regierung ſolle dem Kaiſerlich öſter-
reichiſchen Geſandten in Dresden ſeine Päſſe zuſtellen. Das heißt, einen
Bürgerkrieg in Deutſchland heraufbeſchwören. Man hat gegen den König-
lichen Geſandten zu Wien eine Verurtheilung ohne Gehör verlangt dies
iſt den bekannteſten Rechtsgrundſätzen entgegen. Die Regierung wird da
gegen den Erfolg der geforderten Rechenſchaft ſeiner Zeit veröffentlichen.
Man hat von einigen Seiten die Betheiligung des Staats bei der Sorge
für die Hinterlaſſenen Blum's gefordert. Aber mit richtigem Gefühle hat
man andererſeits zunächſt dieſe Sorge freiwilligen Liebesgaben vorbehalten.
Jndem die Regierung dieſe öffentliche Erklärung zugleich als Antwort auf
die an ſie geſtellten Anträge betrachtet, erwartet ſie, daß das ſächſiſche
Volk auch bei dieſer traurig ernſten Gelegenheit ſich durch Achtung vor

Hauptſtadt des polniſchen Theiles Galiziens beſtimmt ſei ſo
daß hier ein polniſches Gubernium und ein polniſcher Landtag,
in Lemberg aber ein rutheniſches Gubernium und ein rutheni-
ſcher Landtag ihren Sitz haben ſollen. (Bresl. 3.)

grunrtretch.
Paris, d. 16. Nov. Der Erzbiſchof von Paris wird

demnächſt einen Hirtenbrief erlaſſen, worin er unter Anordnung
von Gebeten fur ein glückliches Ergebniß der Wahl am 10. De-
cember ſeinem Clerus die Candidatur Cavaignac's empfiehlt. Die
meiſten franzoſiſchan Biſchoöfe werden ebenfalls Hirtenbriefe er
laſſen ſich aber zum Theil fur L. Napoleon ausſprechen. Von
Seiten der Prälaten, welche Mitglieder der National-Verſamm-

der deutſchen Reichsverſammlung folgender Antrag des Ab-

dem Geſetze der Freiheit würdig zeige. Dresden, d. 17. November 1848. lung ſind, erwartet man einen gemeinſamen Aufruf an die fran-
Geſammt Miniſterium. Dr. Braun. Dr. von der Pfordten. zoſiſche Geiſtlichkeit zu Gunſten Cavaignac's. Lamartine ſoll ſich
Georgi. Oberländer. von Buttlar.“ endlich entſchloſſen haben, von aller Bewerbung um die Praſi-

Frankfurt a. M., d. 17. Nov. Nach Beantwor- dentſchaft abzuſtehen und ſeinen Freunden die Candidatur Ca-
tung mehrerer Jnterpellationen über die preußiſchen, oſter- vaignac's ans Herz zu legen.
reichiſchen und italieniſchen Verhältniſſe durch den Reichsmi-

117. onds- und Geld-Cours.niſter v. Schmerling wurde in der heutigen Sitzung F u nd e e
geordneten Giskra zum Beſchluß erhoben: „„Jn Erwa- 8f. Brief. r 3f. Brief. Geldgung, daß der öſterreichiſche Reichstag zur Zeit nicht beſteht, St. SchuldSch. 31/,) 74 7 F?mw: r
und daß derſelbe nach einem heute bekannt gewordenen Er- Schehee l G 80
laſſe der öſterreichiſchen Regierung von Neuem vertagt wor Kur u. Neum. do. Lit. B. ga-
den iſt, in Erwägung, daß die Decrete dieſes Reichstags von Schuldverſchr. 3 rant. do.
dem öſterreichiſchen r ſeit dem 6. October nicht Stadt v Pr. Bk.A.Sch. Smehr beachtet worden in Erwägung, daß unter den gegen- z. T 71 rle Umſtänden nicht zu erwarten ſteht, daß die oſter S. Bee as W u tee c
reichiſche Regierung dem wiener Reichstag gegenüber ein an do. do. 3 77 5 Thlr. 13 12
deres Verfahren einſchlagen werde: beſchließt die National Oſtpr. Pfandbr. 3/ I 87 WDisconto B. a
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Eiſenbahn Aetien.

Stamm- Zf. ät4.iccien iſt 8f-Brl. Anh. Lit. Berl.- Anhalt 42. B. 2 78 S. do. h 41 892 G.
do. Hamb. 4 (62 G. do. Potsd. M. 4 78 6
do. St.Star. 4 84 G. do. do. 5 87 G.d Potsd e 4 52 G. do. Stettiner 5 98 bz. u. G.

a eher sv r Thür. 4alle Thür. Sonnt. u 50Cöln Mind. 3/,741/, à 75 bz. u. B. Kh. v. St. gar. 31 3
d. I. Priorität

Bonn Cöln 4 7 do. St. Pr. 4ws e Düſfeld.Elf.Steel. Vohw. 4 du Rſchl.Märk.! 4 82 G.
de reren 31/,67, G. do. do. 5 94 G.
u n t do. III. Serie] 5 88 G.Oſchl. Lit. A. 31 88 G. do. Zwgbhn. 41
do. Lit. B. 3 88 G. do. do.
SoſelOderb. 4 Oberſchl. 4Bresl. Freib. 4 CoſelOderb. 5 SKrakObſchl. 4 41 B. Steel.Vohw. 5 eBerg.-Märk. 4 54 bz. u. G. Brsl. Freib. 4
r 4 661 G.riegNeiſſe 4 ind.Quitt. B.
Berl. Anh. B. 4 78 bz. u. G. Actien.
Mgd.-Wittb. 4

Aach.Maſtr. 4 Dresd.-Görl. 4 STh. Vb.Bhn 4 Leipz.Dresd. 4
Ausl. Qb. Chemn.-Riſa 4Ludw. Bexb. Sächſ.Bair. 4 S24 Fl. 4 J KielAlt. Sp. 4Peſth. 26 Fl. 4 Amſt.R. Fl. 4Fr.-W.-Ndb. 4 387 à 39 bz. u. G. Mcklb. Thlr. 4 So

Leipzig, den 20. November.

Ange Staatspapiere. AngeStaatspapiere. ten. Geſucht. Kreien r boten. Geſucht.

Königlich ſächſiſche P.Obl. à 317, 97Staats Papiere Chemn.R. Eiſenb.
à 30/ im 14 F. Anl. à 10 4von 1000 u. 500 S 74 K. pr. St. -Schuld-
kleinere S ſcheine à 31à 49/0 do. v. 500 86 in pr. Ct. pr. 1001

do. do. v. 500 u. K. k. öſterr. Metall.
200 à 5 111100 pr. 150 fl. Conv.do. do. kleinere S à 59/)lauf. Zinſen oKönigl. ſächſ. and a 103 im
rentenbriefe à 32 à 39 14 F.o im 14 F.von 1000 u. 500 81 Pr. Frsd'or à 5
kleinere idem auf 1000Act. d. eh. S.-Bair. And. ausl. Louis d'or
E. Co. bis Mich. à 5 nach gerin1855 à 49/0, ſpät. germ Ausmünzfu

Königl. pr. Steuer Conv.-Spec. u. Gld.
Kredit Kaſſenſch. auf 100 2à 3 im 20fl. F. idem 10u. 20 Kr.
von 1000 u. 500 s auf 100 17/.kleinere Seeipz. Stadt-Obli- ctien d. W. B. pr.
gationen à 3 St. à 103im 14 F. Leipz. BankActienvon 1000 u. 500 88 à 250 pr. 100 144
kleinere S Lpz.-Dresd. EiſenSächſ. erbl. Pfand bahn Actien à
briefe à 31 100 4 pr. 100 97von 500 W 78 Sächſ. Schleſ. do.von 100 u. 25 S pr. 100 73S. laufitzer Pfand Chemnitz Riſaerbriefe à 3 748 do. à 100 pr. 1001 25

S. laufitzer Pfand öbauZittauer do.briefe à 31 82 pr. 100 20 egdo. à 4 S 95 Magdeb.-Leipz. do.Lpz.-ODrsd. Eiſenb. pr. 100 163 2

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)
Magdeburg, den 20. November. (Nach Wispeln.)

Weizen 46 51 Gerſte 24 25!Roggen 29 3060 Hafer 15 r rQuedlinburg den 15. November. (Nach Wispeln.)

Weizen 38 48 Gerſte 21 26Roggen 27 30 Hafer 13 18Rafſinirtes Rüböl, der Centner 121
Rüböl der Centner 118 12
Leinöl, der Centner 11-11

Berlin, den 20. November.
Weizen nach Qualität 58-62
Roggen loco 27 30

S82pfd. pr. Nov. u. Nov. Dec. 28 Br. 27 G.
pr. Frühjahr 30!/, bz. u. Br.

Gerſte, große, loco 26 27
kleine 24—-25

Hafer loco nach Qualität 16-17
pr. Frühjahr 48pfd. 17 Br.

Erbſen Kochwaare 36-38
Futterwaare 32 34

Rüböl loco 112 Br. à 115 bz.
pr. dieſen Monat do.
Nov. Dec. do.Dec. Jan. 11 Br., 115) bz.

Jan. Febr. 11 Br. u. bz.
Febr. März do.
März April do.

April/ Mai do.Spiritus loco ohne Faß 15 verk.
pr. Nov. Dec. 15 Br. 15 G.
pr. Frühjahr 162/, Br. u. bz., 161/, G.

Waſſerſtand der Saale bei Halle
am 20. November Abends 6 Uhr am Unterpegel 6 Fuß 3 Zoll.
am 21. November Morgens 6 Uhr am Unterpegel 6 Fuß 3 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 20. November 24 Zoll unter 0.

Frembenliſte.
Angekommene Fremde vom 20. bis 21. November.

Jm Kronprinzen: Hr. Dr. med. Böhm, Hr. Lieut. Ziegler u. Hr.
Stud. Schneider a. Berlin. Die Hrru. Kaufl. Engels a. Barmen,
Barth a. Magdeburg Kirchner a. Mainz.

Stadt Zürich: Die Hrrn. Kaufi. Etzerott a. Frankfurt, Lemcke a.
Gernheim, Müller a. Berlin. Hr. Oekon. Hampe m. Frau a.
Redeſchin. Hr. Rittergutsbeſ. v. Barby u. Hr. Partik. Schönherr
a. Naumburg.

Goldnen Ring: Mad. Achilles u. Hr. Kaufm. a. Leip
zig. Die Hrrnu. Kaufl. Biedermann a. Weimar, Güldenhagen a.
Erlangen.

Engliſcher Hof: Hr. Raturforſcher Junghuhn a. Oſtindien. Hr.
Gutsbeſ. Scharre a. Deſſau. Die Hrrn. Kaufl. Elkan a. Deſſau,
Wilband a. Hamburg.

Goldnen Löwen: Die Hrrnu. Kaufl. Tienemann a. Naumburg, Sie
gert a. Würzburg, Broche a. Mansfeld, Volkmann a. Aſchersle
ben. Hr. Uhrmacher Sebaſtin a Schramberg. Hr. Oekon. Treff
u. Hr. Lehrer Thewith a. Eckartsberge. Hr. Partik. Sallig a.
Braunſchweig. Hr. Lieut. Theis a. Breslau.

Schwarzen Bär: Hr. Dekon. Richter a. Meiningen. Die Hrrnu.
Kaufi. Mündel a. Potsdam, Allermann a. Worms. Hr. Muſikus
Fiſcher a. Kaſſel.

Goldne Kugel: Hr. Arzt Millon a. Hannover. Hr. Minerali
Gebhardt a. Jnsbruck. Hr. Gutsbeſ. Nehring u. Hr. Oekon. Wal
ter a. Braunſchweig. Hr. Bürgermſtr. Sinning a. Ersrode. Die
Hrrn. Kaufl. Gumper a. Bernburg Schrepner a. Prag.

ur Eiſenbahn Hr. Jngenieur Habicht a. Arensberg. Die Hrrnu.3 Kaufl. Seifert u. Lohner a. Reichenbach, Lange a. Magdeburg,

Reuter a. Leipzig.
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Bekanntmachungen.
Steckbrief.

Halle a/S. am 20. November 1848.
Jn Folge des geſtern hier ſtattgehabten

Aufruhrs ſollten wegen Erregung deſſelben
in hochverrätheriſcher Abſicht, die nachſte
hend bezeichneten Perſonen verhaftet werden,
find aber der Ergreifung entgangen. Es
wird gebeten dieſelben wo ſie fich betreten
laſſen zu verhaften und von der Verhaf-
tung Nachricht zu geben

dem Unterſachungs-Commiſſarius
Königl. Ober-Landesgerichts,

Director Schul tz e.

1); Heinrich Wilhelm Ehrlich, stul.
theol. aus Erxleden bei Querfurth,
Alter: 21 Jahre,

Größe: 5 Fuß 4 Zoll,
Haar braun,
Stirn: hoch,
Augenbrauen: braun,
Augen: blau,
Naſe: ſtumpf,
Mund: gewöhnlich,
Bart: braun,
Kinn: rund,
Geſicht: voll,
Geſichtsfarbe: bleich,
Beſonde re Kennzeichen: trägt eine Brille.

2) Theovor Friedrich Wilhelm
Pöſche, früher stud. theol. aus Zö-
ſchen bei Merſeburg,

Alter: 23 Jahre
Größe: 5 Fuß 7 Zoll,
Haar: blond,
Stirn: hoch,
Augenbrauen: blond,
Augen: blau,
Naſe: ſtumpf,
Mund: gewöhnlich,
Kinn, Backen und Schnurbart: blond,
Kinn:
Geſicht oval,
Geſichtsfarbe: bleich,
Beſondere Kennzeichen: keine.

3) Adolph Kaulfuß, stud. med. aus
Poſen,

Alter: 22 Jahre,
Größe: 5 Fuß 2 Zoll,
Haar: braun,
Stirn: frei,
Augenbrauen: braun,
Augen blau,

e klein,
Kinn-, Backen u. Schnurbart: braun,
Kinn: rund,
Geſicht: voll,
Geſichtsfarbe: bleich,
Beſondere Kennzeichen: keine

g

Die Nationalverſammlung hat in ihrer außerordentlichen Sitzung vom 15. d. M.
(im Hötel Mielenh) im Weſenllichen beſchloſſen

daß vom 17. d. M. an das Miniſterium Brandenburg nicht berechtigt ſein
ſolle, Staatégelder zu verwenden und Steuern zu erheben.

Da ich zu jener Sitzung eine Einladung nicht erhalten hatte, eine ſolche auch nicht
erwarten konnte, nachdem der Präſident der Natfonalverſammlung in der Sitzung vom
14. d. M. (im Stadthauſe) erklärt hatte, daß er es mit der Würde der Vertreter der
Nation nicht vereinbar halte, nach wiederholter Behinderung durch Militairgewalt wei
tere Verſuche zum Zuſammentreten und Tagen zu machen, ſo fand ich nebſt mehreren
gleichgeſinnten Abgeordneten mich außer Stande, meinen Widerſpruch gegen die Maß
regel der Steuerverweigerung in der Sitzung ſelbſt geltend zu machen. Jch habe daher
nicht nur dem Präſidenten der Nationalverſammlung ſofort eine Erklärung wegen mei-
ner Abweſenheit überreicht, ſondern fühle mich auch verpflichtet, meinen Wählern hier-
durch noch beſonders zu erklären:

daß ich die Nationalverſammlung nicht berechtigt halte, die Befugniß zur Ver
weigerung geſetzlich beſtehender Steuern zu decretiren, gültige Geſetze einſeitig
aufzuheben oder zu ſuspendiren, der Regierung die Erfüllung rechtlich übernom-
mener Verpflichtungen unmöglich zu machen, thatſächlich und rechtlich die Auf-
löſung des Staats, die Vernichtung jeler Regierungsgewalt auszuſprechen

daß die Nationalverſammlung ſomit nach meinem wohlerwogenen Dafürhalten
durch dieſen Beſchluß den bisher behaupteten Standpunkt des paſſiven Wider
ſtandes auf dem Boden des Rechtes und des Geſetzes verlaſſen hat

daß endlich auch von dem Rechtspunkte abgeſehen die Maßregel der
Steuerverweigerung durch die obwaltenden Umßände überhaupt nicht gerechtfer-
tigt, unpatriotiſch und unheiivoll für das Land iſt.

Um ein Miniſterium zu ſtürzen, wird die Macht, die Geltung, die
Exiſtenz des Vaterlandes auf das Spiel geſetzt, während einem großen
Volke gegenüber, welches ſeiner Freiheiten und Rechte ſich bewußt und dieſelben durch
alle geſetzlichen Mittel zu behaupten feſt entſchloſſen iſt, welches überdem in dem gan-
zen deutſchen Volke einer moraliſchen, in der Reichsgewalt einer eingreifenden Unter
ſtützung gewiß ſein darf, keine Macht der Erde eines auch nur kurzen Sieges ſich er
freuen kann.

Vertrauet mit mir der Macht des freien Geiſtes und der unwiderſtehlichen Kraft
der Wahrheit und des Rechtes.

Berlin, den 16. November 1848. Der Abgeordnete Seydel.
In der Schwetſchke'ſchen Sortiments Buchhandlung (C. E. M.

Pfeffer) iſt zu haben:
Der wohlſervirte und elegante

Kaffeetiſch,
oder Angabe alles deſſen, was zur Bereitung eines vorzüglichen
Kaffee's zu wiſſen nöthig iſt, nebſt Beſchreibung und Abbildung
der neueſten und bewährteſten Kaffee-Kochapparate und einem An-
hange verſchiedener ausgewählter Recepte, auch für Punſch.
Jn ſehr eleganten, vignettirten und illuſtrirten Umſchlag geh.

Preis 12
Der Kaffee iſt ein magen- und nierenſtärkendes, zugleich geiſterregendes Genuß-

mittel für Arme und Reiche, deſſen ſich Millionen erfreuen, ohne daß ſie auch nur
eine Jdee davon haben, wie wenig ſie ihn in obigen Beziehungen genießen, und wie
unweit größer dagegen ihr Genuß ſein würde, wenn man ſich dabei einer
vernünftigeren Methode befleißigte. Dieſe mitzutheilen und allgemein zu machen, das
Beſte, was Literatur, Erfahrung und herumreiſende Arcaniſten nur irgend bieten, zu
prüfen und zuſammenzuſtellen, iſt die Aufgabe dieſer artigen kleinen Schrift, deren
leichter Ankauf jedem Liebhaber einer wohlſchmeckenden Taſſe Kaffee die angenehmſten
Dienſte leiſten wird.

Berlin-Anhaltiſche Eiſenbahn.
Umlaufende Gerüchte, als ſei durch den für Berlin erklärten

Belagerungszuſtand der Verkehr auf unſerer Bahn theilweiſen gehemmt
oder beſchränkt, veranlaſſen uns zu der Bekanntmachung daß nur
Sendungen von Waffen und Munition nach Berlin zur

Zeit unterſagt ſind, im Uebrigen aber der Perſonen und Güterverkehr unbehindert iſt.

Berlin, den 18. November 1848. Die Direetion.
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Für Gicht u. Nheuma-Leidende. S
Von den in faſt allen Ländern Europa's rühmlichſt bekannten von

der mediziniſchen Facultät. zu Wien und von vielen Sanitäts
Behörden, renommirtn Aerzten und Chemikern geprüften
und empfohlenen

Goldberger'ſchen Kaiserl. Königl. patentirten
galvanoeleetriſchen Nheumatis-

mus- Ketten
à Stück mit Gebrauchs Anweiſung I5 Sgr. ſtärkere Sorten I Rthlr.

und 1 Rthlr. 15 Sgr.
befinden ſich in

Alsleben a/S. bei Herrn F. G. Meiſe, Magdeburg bei Herrn H. Düring,
Acken a/E. bei Herrn Theodor Schmidt, Merſeburg bei Herrn Louis Garcke,Aſchersleben bei Herrn H. F. Lindemann, Brühlhaufen bei Herrn Fr. Stötzel,
Artern bei Herrn F. A. Lage, Naumburg bei Herrn C. F. Schultze,
Feg bei Herrn Fr. Kahle, Nordhauſen bei Herrn Ferd. Förſtemann,Calbe a/S. bei Herrn Fr. Göricke, Quedlinburg bei Herrn A. W. Reinking,
Cönnern bei Herrn Adelbert Loſſier, Querfurt bei Herrn Herrm. Hofmann,
Cöthen bei Herrn W. Fitzau, Nanis bei Herrn Carl Scheuermann,Delitzſch bei Herrn Fr. Naumann, Sangerhauſen bei Herrn Schmidt Töttler,
Deſſan bei Herrn H. Döring,
Eilenburg bei Herrn Ludwig Nell,
Eisleben bei Herrn Anton Wieſe,
Erfurt bei Herrn R. RNoſtkoten,
Gardelegen bei Herrn L. Sommer,
Genthin bei Herrn Rud. Schneider,
Gerbſtedt bei Herrn Wilh. Krumme,

Salzwedel bei Herrn H. Behrend,
Stendal bei Herrn Wilh. Erich,
Stolberg bei Herrn Apoth. Marſchhauſen,
Torgau bei Herrn Guſtav Lietzo,
Weißenfels bei Herrn C. F. Sueß,
Wettin bei Herrn Theod. Schreiber,
Wittenberg bei Herrn F. A. Haberland,

Halberſtadt bei Herrn J. C. Petzold, Wolmirſtädt bei Herrn C. F. Troch,
Halle a/S. bei Herrn Franz Laage, Je bei Herrn C. F. Jahn,
Lohburg bei Herrn Apoth. Hornemann, Zerbſt bei Herrn E. Ritzer.
Löbejün bei Herrn E. W. Pitſchke,

einzig und allein in dieſen Orten ſtets Lager. Die ſchnelle und ſichere Heilkraft der Goldberger'ſchen Ketten gegen
rheumatiſche, gichtiſche und nervöſe Uebel aller Art, als:

Kopfgicht, Geſichts- und Halsweh, Zahnſchmerzen, Ohrenſtechen, Bruſt-, Rücken und Lendenweh, Gliederreißen,
Krämpfe, Herzklopfen, Schlafloſigkeit, Harthörigkeit u. ſ. w.

iſt wohl ſo bekannt, daß ſie nicht weiter empfohlen zu werden braucht und ſind namentlich die, in einer gedruckten Brochüre zu
ſammengeſtellten, atteſtirten Erfahrungen und äußerſt günſtigen Zeugniſſe von mehr denn Zwei Hundert geachteten Aerzten
und glaubwürdigen Privatperſonen über die überraſchenden Heilungen, welche durch die Goldberger'ſchen Ketten bewirkt
wurden, die beſte Bürgſchaft für deren Nützlichkeit und Bewährtheit und wird dieſe Atteſtſammlung in meinen ſämmtlichen
Niederlagen gratis ausgegeben.

Da meine Ketten bereits vielfach nachgebildet und anderweitig ausgeboten werden, ſo
bitte ich darauf zu achten, daß jede K. K. patentirte Goldberger'ſche galvanv-electriſche Kette
auf der Vorderſeite ihres Etuis meinen Namen und auf der Rückſeite den K. K. öſtreich. Ad-
ler und das Wappen der freien Vergſtadt Tarnowitz trägt.

J. T. Goldberger in Tarnowitz, im Oberſchl. Bergbezirk,
K. K. privil. Fabrik von electro-magnetiſchen Apparaten.

R e e Wir erlauben uns darauf aufmerkſam zu4 Jn der Schwetſchke'ſchen Sort.-Buchh. (Pfeffer) in Halle, ſo wies machen, daß wir jetzt einigen Vorrath von
Sein allen Buchhandlungen iſt zu haben: Bürger-MilitairgewehrenAllgemeines Kochbuch beſitzen, die wir zu billigen Preiſen ver

c e e e kaufen.S fruur die burgerliche Kuche von Sophie Albrecht. Leipzig, d. 17. November 1848.
Enthaltend die Zubereitung vor 30 Suppen, S Einlagen in Suppen, 12 Kalte- Sellier Comp.

Sſchalen, 36 Fleiſchſpeiſen, 36 Gemüſen, 25 Milch-, Mehl- und Eterſpeiſen, 9

Se s

GöFiſchſpeiſen, 20 Braten, 30 Saucen, 15 Salaten, 12 Compots, 21 kalten undch Grüne und weiße Reifſtangen von
warmen Getränken, 7 Sorten Backwerk und verſchiedenem Eingemachten. Nach 5 15 Fuß Länge, weiße und grüne
Se vleljährigen Erfahrungen als praktiſches Handbuch bearbeitet. Zte Aufl. geb. H Korbweiden verkauft zu den billig-

7 S ſten Preiſenn ääääääääääääääää äääääää Halle Weingärten. Elisſch.
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Hauptverſammlung
der vereinigten Müllergeſellen des Regierungs-Bezirks Merſeburg Sonntag den 26. Nov. 1848

in der goldenen Egge zu Halle.
Durchſicht der Statuten und Abgabe derſelben ſowohl an den Wohllöbl. Magiſtrat zu Halle als auch an die Königl. Re

rung zu Merſeburg.
gie

Jm Auftrage des Vorſtandes: H. Richter.

Der conſtitutionelle Club des Saalkreiſes hat folgende Adreſſe
an die Nationalverſammlung erlaſſen

Hohe Nationalverſammlung!
Je entſchiedener wir die Rechtsverwahrung der hohen Ver

ſammlung und ihre würdevolle Haltung gegen die einſeitig be
fohlene und thatſächlich ausgeführte Verlegung und Vertagung
der Natſonalverſammlung gut hießen, ſo erklären wir doch eben
ſo entſchieden, daß die Nationalverſammlung ſib in dieſem paſ-
ſiven, geſetzlichen Widerſtande halten mußte. Statt deſſen iſt
dieſelbe zu einem activen W derſtande fortgeſchritten und hat da-
durch ſeinen Kampf mit dem Miniſterio in das Volk hineinge
ſchleudert, und ſo drohende Gefahr zum Ausbruche eines Bür-
gerkrieges heraufbeſchworen, deſſen letzter Ausgang das Verder-
ben der Krone und des Volkes ſein muß. Einen ſolchen Schritt
aber verbietet ſchon der Patriotlsmus, den wir vor Allem von
jedem Volksvertreter als die Grundbedingung ſeines Handelns
fordern, wie feſt der Deputirte auch anderweitig von ſeinem
Rechte überzeugt ſein mag.

Durch einen paſſiven Widerſtand, von der Zuſtimmung des
Landes getragen, ſtand die Nationalverſammlung dem Miniſterio
wahrhaft gebietend gegenüber, denn der Tag mußte unwiderruf-
lich kommen, wo das Miniſterium vor der Verſammlung Rechen
ſchaft ablegen mußte über jedes ſeiner Schritte.

Wir können deshalb alle Schritte der Nationalverſammlung,
die über dieſen paſſiven Widerſtand hinausgehen, nur mit allem
Ernſte mißbilligen und die Nationalverſammlung auffordern, daß
ſie zur Beſonnenheit und Mäßigung zurückkehre, wozu ihr der
Beſchluß der Frankfurter Nationalverſammlung den beſten Weg
anbahnt.

Giebichenſtein bei Halle, d. 20. Novbr. 1818.
Der eonſtitutionelle Club des Saalkreiſes.

(gez.) Fubel, Ordner.

Ein Theil der preußiſchen National- Verſammlung hat der
königlichen Botſchaft vom 8. dieſes Monats zuwider, wodurch
die Verſammlung vertagt und nach Brandenburg verlegt wor-
den iſt, ſeine Berathungen in Berlin fortgeſetzt und meint in
der Stimmung des Landes eine Stütze für ſeinen Widerſtand

zu finden. Unſfre Zuſtimmung hat jedoch dieſer Widerſtand
nicht, wir müſſen uns vielmehr gegen denſelben hierdurch nach-
drucklichſt und feierlichſt verwahren.

Wir erkennen in der königlichen Botſchaft eine durch die
Umſtande vollſtändig gerechtfertigte, ja gebotene Maßregel, zu
welcher der Regierung ſo wenig die Befugniß beſtritten werden
kann, daß wir ſie vielmehr dazu fur verpflichtet halten müſſen.
Denn die Verſammlung war nicht mehr frei in ihren Berathun-
gen. Den Beweis liefern die immer drohenderen Zuſammen-
rottungen frecher Poöobelmaſſen vor den Thüren der Verſamm-
lung, die unter dieſem Einfluſſe erfolgten Abſtimmungen und
die Erklärungen einzelner Abgeordneten in der Verſammlung
ſelbſt. Dieſem unheilvollen Zuſtande, in welchem an eine be-
ſonnene und würdige Grundlegung zu einer Verfaſſung nicht
zu denken war, mußte, wie auch ſchon viele Stimmen im Lande
verlangt hatten, ein Ende gemacht werden. Zunachſt ware dies
freilich Sache der Verſammlung ſelbſt geweſen. Da ſie aber
hierzu linker Seits nicht den Willen und rechter Seits nicht
die Kraft hatte, ſo war die Regierung dem Lande ſchuldig,
es zu thun. Ein Widerſtand gegen dieſe in jedem conſtitutio
nellen Staate der Krone zuſtehende Maßregel iſt aber nicht
nur rechtlich unbegrundet, ſondern er iſt auch unpolitiſch, weil
er der zum Schaden fur das Land ſchon ſo lange verzögerten
Vereinbarung der Verfaſſung mit der Krone ein neues uner-
wartetes Hinderniß in den Weg legt und zu den unſeligſten
der Entwickelung conſtitutioneller Freiheit unter allen Umſtanden
nachtheiligen Conflicten führt. Mit dieſem Widerſtande über
ſchreitet aber auch die Verſammlung die Grenzen ihres Berufs.
Jhr Beruf iſt, die Verfaſſung mit der Krone zu vereinbaren,
aber nicht, über Rechte der Verſammlung, die noch nicht feſt-
geſtellt und nicht einmal materiell erheblich ſind, zum Schaden
des Landes Krieg mit der Krone zu fuühren.

Wir proteſtiren daher gegen dieſen Widerſtand, und ver
langen dringend, daß derſelbe zum Beſten des Landes
aufgegeben werde, daß vielmehr die Verſammlung ihrem Be
rufe zur Vereinbarung mit der Krone in Brandenburg mit
beſſerem Erfolge, als es bisher in Berlin möglich war, nach-
komme.

Naumburg a,/S., den 15. November 1848.
Der conſtitutionelle Club.

Bei T. O. Weigel in Leipzig iſt eben erſchienen und in allen Buchhandlun-
gen zu haben:

Vorleſungen
über

Schleiermachers Dialektik und
von

Dr. Georg Weißenborn,
Privatdocenten der Philoſophie an der Univerſität Halle Wittenberg.

Zweſter Theil: Darſtellung und Kritik der Schleiermacherſchen Dogmatik.

An die Halleſche Bürgerwehr.
Bereits am 17. d. M. habe ich ſchrift

lich die Niederlegung als Führer eines Ba-
taillons, dem Herrn Oberſt v. Geuſau
unter Beifüzung der Gründe, eingereicht.

Da dies jedoch bis jetzt Niemanden be-
kannt geworden iſt, ſo ſehe ich mich zu die
ſer Erklärung hiermit veranlaßt.

Jch danke allen Theilen, namentlich dem
Iſten Bataillon der hieſigen Bürgerwehr

Dogmatik

Zum Geſellſchaftstag Sehr fette Kieler
Mittwoch den 22. d. mit friſchen Pfann- wie auch Kieler Speckbücklinge à Stück
kuchen ladet ein Ratſch in Böllberg. [8 H. bis 1 bei

für das mir bisher bewieſene Vertrauen,
und werde ſolches ſtets zu ehren wiſſen.

Niszſche, Major a. D.

Sprotten à W 6

G. Goldſchmidt.

Gebauerſche Buchdruckerei.
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Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Mittwoch, den 22. November 1848.

DHeutſchlanv.
Frankfurt, d. 18. Nov. (118. Sitzung der conſtitui-

renden deutſchen Reichsverſammlung. Tagesordnung Bera-
thung uüber den Antrag des Abg. v. Rappard, die preußiſche
Angelegenheit betreffend Ergänzungswahl zweier Mitglieder
fur den Verfaſſungsausſchuß, Berathung uüber Art. VI. des
Verfaſſungsentwurfs.) Reichsminiſter v. Schmerling macht
der Verſammlung die Mittheilung, daß der Unterſtaatsſecre-
tär H. Baſſermann geſtern Abend von ſeiner Miſſion von
Berlin zuruckgekehrt ſei, und daß derſelbe alsbald im Hauſe
erſcheinen werde, um uber ſeine Sendung Bericht zu erſtat-
ten. Da es aber als dringend nothwendig ſich erweiſe, daß
die Centralgewalt in dieſem Augenblicke zu Berlin vertreten
ſei, ſo wurden die Abgeordneten Vicepraääſident Simſon und
Hergenhahn noch im Laufe des heutigen Vormittags nach
Berlin abgehen, um im Auftrage der Centralgewalt im Sinne
des Beſchluſſes der Reichsverſammlung vom 14. d. zu wir-
ken. (Bravo!) Der Tagesordnung gemäß wird zur Bera-
thung uüber den Antrag des Abgeordneten v. Rappard und
Genoſſen geſchritten. Der Antrag lautet: „Jn Erwägung,
daß die Nationalverſammlung unterm 14. November folgen-
den Beſchluß gefaßt hat: Die Reichsverſammlung erklärt in
Uebereinſtimmung mit den von dem Reichsminiſterium be-
ſchloſſenen Maßregeln, daß ſie es fur nothig erachte: 1) die
königlich preußiſche Regierung dahin zu beſtimmen, daß ſie
die angeordnete Verlegung der Nationalverſammlung nach
Brandenburg, ſobald ſolche Maßregeln getroffen ſind, welche
ausreichend erſcheinen
Berathungen in Berlin ſicher zu ſtellen
ſche Krone ſich alsbald mit einem Miniſterium umgebe, wel-
ches das Vertrauen des Landes beſitzt, und die Beſorgniſſe
vor reactionären Beſtrebungen und Beeintrachtigung der
Volksfreiheiten zu beſeitigen geeignet iſt; in Erwägung, daß
der Reichscommiſſar Baſſermann nicht nur nicht im Sinne
dieſer Beſchluſſe gehandelt, ſondern, wie bereits conſtatirt iſt, eines Volksheeres;

Stadt Berlin

licher Reichstruppen
gen die Reichsgewalt;

um die Wuürde und Freiheit ihrer
2) daß die preußi- gewachſen zu ſein und um die Oſtgrenze des Reiches zu ſichern

insbeſondere die Burgerwehr in Berlin zum groößten Theil
der gewaltſamen Entwaffnung Gewalt entgegenzuſetzen be
ſchloſſen hat, viele tauſend Arbeiter unter den Waffen dem
Ausbruch des Kampfes entgegen ſehen, daß ſomit vielleicht
jetzt ſchon daſſelbe Verhangniß Berlin bedroht, welches Wien
betroffen hat; in endlicher Erwägung, daß unter dieſen Um-
ſtanden das entſchiedenſte, kraftigſte Einſchreiten der Natio-

nalverſammlung und Eentralgewalt eintreten muß, wenn nicht
das Land in namenloſes Ungluck geſturzt und das Anſehen
der deutſchen National- Verſammlung ganz und gar der Ver-
nichtung Preis gegeben werden ſoll aus allen dieſen Gruün-
den beantrage ich: Die hohe National- Verſammlung wolle
beſchließen, die Centralgewalt aufzufordern: 1) den Reichs-
commiſſar Baſſermann ſofort einzuberufen; 2) gleichzeitig eine
Reichscommiſſion mit dem Auftrage nach Berlin abzuſenden:
alle Mittel anzuwenden, um einen gewaltſamen Zuſammen-
ſtoß der Militairgewalt mit dem Volke zu verhuten; 3) die
preußiſche Regierung zu noöthigen, die von der preußiſchen
Landesverſammlung fur geſetzwidrig erklärten Verfugungen
zuruckzunehmen, namentlich die Vertagung und Verlegung
der preußiſchen Landesverſammlung, die Auflöſung und Ent-
waffnung der Buürgerwehr, den Belagerungszuſtand der

die Beſchränkung der freien Preſſe und
des Aſſociationsrechts.“ Schulze aus Darmſtadt ſtellt
hierzu folgenden Unterantrag: Die National-Verſamm-
lung beſchließt: 1) die unverzugliche Verpflichtung ſammt-

zur Treue und zum Gehorſam ge-
2) das Zuſammenziehen von Reichs

truppen, um allen Eventualitaten in Preußen und Oeſterreich

3) dem Reichsminiſterium aufzugeben, den Beſchluß der Reichs
verſammlung vom 15. Juli, die Vermehrung des deutſchen
Volksheeres betreffend auszuführen; 4) den Wehrausſchuß
zu veranlaſſen, binnen zweimal 24 Stunden Vorlage zu ma-
chen über die Vorkehrungen zur Organiſation der Bewaffnung

5) dem Finanzausſchuſſe den Auftrag zu
der vermittelnden Abſicht unſeres Beſchluſſes entgegen, ſich ertheilen, binnen zweimal 24 Stunden über die Herbeiſchaffung
auf die Seite der Krone geſtellt, und die von der Regierung
derſelben eingeſchlagene Richtung gebilligt hat; in Erwägung,
daß inzwiſchen von dieſer Regierung folgende am 14. d. M.
noch nicht zur Kenntniß der hohen Nationalverſammlung ge-
kommenen Maßregeln getroffen worden ſind: 1) die gewalt-
ſame Auseinanderſprengung der preußiſchen Nationalver-
ſammlung, und die Erklärung, daß deren jetzige Beſchluſſe
unguültig ſeien, 2) die Auflöoöſung der Burgerwehr, 3) der
trotz des wurdigſten und ruhigſten Verhaltens über die Stadt
Berlin verhängte Belagerungszuſtand und die Beſetzung und
Cernirurg der Stadt mit Militärmaſſen, 4) die Unterdruckung
der freien Preſſe und des Aſſociationsrechts, 5) der Beſchluß,
die Burgerwehr mit Gewalt zu entwaffnen; in Erwägung,
daß andererſeits das ganze Land mit Ausnahme weniger
kleinen Städte, durch Adreſſen und Deputationen ſeine Ueber-
einſtimmung mit dem Verhalten der preußiſchen Nationalver-
ſammlung erklärt hat, und der Aufſtand gegen die Gewalt-
herrſchaft der Regierung in allen Provinzen loszubrechen droht,

ſchleuniger Hülfsmittel zu berichten zur Deckung der zur Or-
ganiſation des Volksheeres nothwendigen Ausgaben.“ Vogt
und Genoſſen beantragen: „Die Nationalverſammlung wolle
beſchließen daß die Wahl des Unterſtaatsſecretars Baſſermann
zum Reichscommiſſar als eine verfehlte gemißbilligt werde, und
daß das Verhältniß der preußiſchen Regierung zur Berliner
Nationalverſammlung auf die vor der Bildung des Miniſteriums
Brandenburg beſtandene Grundlage zuruückzufuhren ſei.“ Zur
Theilnahme an der Berathung über dieſen Gegenſtand haben
ſich elf Redner für und ebenſoviel gegen den Rappard'ſchen
Antrag einſchreiben laſſen. v. Rappard: Jch glaube, daß
bei der heutigen Berathung alle Parteianſichten ſchwinden wer
den. Wir Alle ſuchen Rath und Hilfe für das Vaterland.
Zur Begründung meines Antrags habe ich nur wenig Worte
zu ſagen. Die preußiſche Regierung, welche ſo lange mit un
begreiflicher Schwäche gehandelt, hat ſich plötzlich gegen die ge
ſetzliche Landesverſammlung erklärt. Alle Städte des Landes
haben es ausgeſprochen, daß die Nationalverſammlung im Recht,
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die Krone aber im Unrecht ſei, und dennoch ſteht letztere be-
waffnet da. Unſere Aufgabe iſt es, Hand in Hand mit jener
Verſammlung zu gehen. Mogen die Fürſten Hader unter ſich
erregen, unter uns Vertretern darf keine Entzweiung ſtattfin-
den. Seien wir einig und treten wir vor den wankenden Thron
mit dem Rufe: Halt ein, dein Schlag gilt uns, wie dir! Er-
hebt ſich die Stimme der Reichsverſammlung, ſo wird Verſoh-
nung zwiſchen Volk und Krone eintreten. Jch liebe die Re
publik wie Einer; aber ich weiß, daß das preußiſche Volk ein
erbliches Königthum will, und zwar in den Gliedern des Hau-
ſes Hohenzollern. Darum will ich mit meinen Freunden in
Berlin die conſtitutionelle Monarchie. Jede Schranke des Miß-
trauens muß fallen. Aus Ueberzeugung und aus Mitgefuühl
für die verfolgten Vertreter des Volks, füge ich zu meinen An-
tragen das Amendement: die Nationalverſammlung wolle ihre
Sympathieen fur die preußiſchen Volksvertreter ausſprechen.
Ueber Herrn Baſſermann habe ich nur weniges zu ſagen. Ehre
dem Manne, der fruher ſo kraftig fur die Freiheit einſtand,
aber wir ſind der Meinung, daß derſelbe hinter der Marzrevolution
zurückgeblieben iſt. Baſſermann, welcher inzwiſchen in der
Verſammlung erſchienen iſt, beſteigt die Tribune: Jch danke
dem Vorredner, daß er meinem und meiner Freunde Stre-
ben wenigſtens doch noch eine gute Abſicht unterlegt. Ob
wir hinter der Zeit zurückgeblieben ſind, wird die Zeit lehren;
ſie wird es zeigen, ob ſie, oder ob wir die wahre Grenze
richtig erfaßt haben. Auf ſeine Wirkſamkeit zu Berlin und auf
die Grunde ſeiner Zuruckkunft übergehend, ſetzt der Redner die
gegenwärtigen Berliner Zuſtände als bekannt voraus, ebenſo,
wieweit es in der preußiſchen Hauptſtadt mit der Freiheit ge-
kommen und welche Widerſpruche zwiſchen Regierung und Lan-
desverſammlung entſtanden ſeien. Solle die deutſche Einheit
herbeigeführt werden ſo müſſe die Freiheit der Berathungen
geſichert ſein. Um auf beiden Seiten zu wirken, fahrt der
Redner fort, und um das Verhaltniß der preußiſchen Regierung
zur Centralgewalt naher zu eroörtern, ſandten mich meine Col-
legen nach Berlin. Wie es mit der Freiheit der Berathungen
der Landesverſammlung ſtehe, vernahm ich ſchon zu Deſſau.
Jn der Nähe der Hauptſtadt hörte ich von weiteren Maßre-
geln, von der Bildung des Miniſteriums Brandenburg und
von der Vertagung und Verlegung der preußiſchen National-
verſammlung. Mit welchen Erwartungen ich in Berlin einfuhr,
können Sie ſich denken. Jch geſtehe, daß die Bevolkerung,
welche ich in der Nähe des Standeſaals fand, mich erſchreckt;
Geſtalten befanden ſich unter ihr, die ich nicht ſchildern will.
Jch beſuchte den Sitzungsſaal, in welchem ein Theil der Lan-
desverſammlung ihre Berathung fortſetzte. Es wurde mir klar,
daß der tiefſte Zwieſpalt, die größte Gefahr drohen mußte,
wenn die Sachlage nicht eine andere Wendung nahm. Jch
ſetzte mich ins Einvernehmen mit mehreren Mitgliedern dieſer
Verſammlung, mit einem Theile der Burgerſchaft und ich em
pfing die Beſuche eines Abgeſandten der demokratiſchen Clubs.
So war es mir moglich, ein richtiges Bild über Berlin zu
ſammenzufaſſen. Der Zuſtand der Stadt ſpiegelte ſich nament-
lich in den Erzeugniſſen der Preſſe ab. Dort iſt die freie Preſſe
nicht das, was wir darunter zu verſtehen gewohnt ſind. (Der
Redner beweiſt dies durch Thatſachen u. a. durch das literari-
ſche Product, „der Traum der Republik“. Mitglieder der
Rechten haben nur dem Zufalle ihr Leben zu verdanken. Vor
dem Sitzungslocale, dem Schauſpielhauſe, war die rothe Fahne
aufgepflanzt. Ein Volksredner forderte die Menge auf, kurze
Meſſer und Beile mitzubringen, weil man damit den Mann
beſſer finden kounne, und am nachſten Abend waren Beile in
vielen Handen zu ſehen. Man rief nach den Abgeordneten, wo
iſt dieſer, wo iſt jener Die Vertreter entgingen oft nur durch

Liſt oder durch Dienſtleiſtung eines Freundes der Lebensgefahr,
die um ſo großer ſich darſtellte, als die größte Strafloſigkeit
herrſchte. Dreimal verlangte die Rechte Schutz gegen ſolche
Bedrohungen und einmal wurde derſelbe ihr verweigert. Jch
habe ſodann die Miniſter geſprochen, und dieſelben in einer
Faſſung und Ruhe gefunden, die mich erſtaunte. Sie erklarten,
wie ſie zu der Entſcheidung gekommen, dem Ruf der Krone zu
folgen, um die erforderlichen Maßregeln durchzufuühren. Die
Beziehungen der Eentralgewalt zu den preußiſchen Regierun-
gen nach ihren einzelnen Punkten zu durchgehen, war un-
ter dieſen Umſtänden unmöglich. Die Zeit der Miniſter
war vollig in Anſpruch genommen jeder Augenblick erforderte
Handlungen. Dieſen Theil meiner Sendung mußte ich alſo
vertagen. Als ich meine Befurchtungen kund gab, ertheilte
man mir die Verſicherung daß an das, was Reaction genannt
werde, nicht zu denken ſei, und ich fuge hinzu, daß ich zur
Ausführung eines Planes Niemanden, am allerwenigſten dieſe
Männer für ſo wahnſinnig halte. Ueber das Mißtrauen gegen
das Miniſterium konnte ich keine Thatſache erfahren Niemand
konnte mir eine ſolche nennen und uüber den ehrenhaften Pri-
vatcharakter des Grafen Brandenburg und des Miniſter Man-
teuffel herrſcht kein Zweifel; und es iſt gewiß, daß ſie Alles
thun, um ihren Worten zu entſprechen. Am nachſten Tage
begab ich mich zum König. Es iſt wohl nicht Sitte, mitzu
theilen, woruüber man mit einem Monarchen conferirt. Doch
glaube ich ſagen zu dürfen, wie ich den König im Allgemeinen
getroffen habe. Jch fand ihn deutſcher geſinnt, als ich geglaubt.
Während die preußiſche Landesverſammlung in Bezug auf Po-
ſen einen Beſchluß gegen uns faßte, iſt der König entſchloſſen,
den Beſchluß der Reichsverſammlung auszufuhren. Jch fand
ihn in einer Ruhe, in welcher er es als ſeine Pflicht anſah,
nicht bloß Preußen, ſondern Deutſchland und ſeine Geſittung
vor dem Untergange zu retten. Jch fand ihn merkwurdig ge
faßt auf Alles, und auf das Aeußerſte entſchloſſen. Jch ver-
hehlte ihm meine Befurchtungen vor dem Eintreten der Re-
action in Folge der Durchführung ſeiner Anordnung nicht. Al-
lein ſeine Mittheilungen gaben mir nicht den mindeſten Grund,
dieſen ſo allgemein verbreiteten Befurchtungen noch Raum zu
geben. Ich kehrte nach Berlin zuruck, wo inzwiſchen ein Theil
der Nationalverſammlung ihre Berathung fortſetzte und Gene-
ral Wrangel eingezogen war. Die Stadt hatte ein verandertes
Anſehen genommen. Widerſpruch links Ich ſpreche aus, was
ich geſehen, mögen Sie denken, was Sie wollen. (Bravo!)
Nach dem Einmarſch der Truppen war die Bevölkerung eine
andere geworden, von ganz anderen Perſonen waren die Stra-
ßen belebt. Ein lang entbehrtes Gefühl war bemerkbar. Ob-
wohl ich keinen offiziellen Auftrag hatte, ſo hielt ich es doch fur
meine Pflicht, zur Beilegung des Conflikts einen Verſuch zu
machen. Jch begab mich zu dem Praſidenten v. Unruh doch
der Verſuch mißlang. Er weigerte ſich mit der Erklarung,
eine ſolche Vermittlung wurde nicht angenommen. Auch mit
Grabow ſchlugen ſolche Unterhandlungen fehl. Ausſprechen
aber muß ich es, unter welchen Bedingungen der zurückgeblie-
bene Theil der Nationalverſammlung ſich zufrieden erklären ge
wollt hat. Dieſe Bedingungen, unter welchen man Frieden
ſchließen wollte, und welche ein Licht werfen auf das, was
hätte kommen können, ſind folgende Verbannung aller
Prinzen des königlichen Hauſes aus den Grenzen
der Monarchie; (Bewegung) Verhaftung Wrangels
und der Mitglieder des Miniſteriums und Hoch-
verrathsprozeß gegen dieſelben; Unterwerfung des
Monarchen unter die Beſchlüſſe der Verſammlung;
Entfernung alles Militairs aus Berlin. (Unruhe.)
Was ich dagegen geaäußert, werde ich nicht nöthig haben, aus
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zufuhren. Daß die preußiſche Verſammlung, wenn ihre Beſchluſſe
Gültigkeit haben ſollen, nicht anders als in einem Convent
ſich zu verwandeln haben würde, war mir um ſo klarer, als
mir Mitglieder aus dem Centrum ſagten, daß ſie den Be-
rathungen nur deswegen noch beigewohnt, um eine gewalt-
thatige Fraktion vor Schritten zu hüten, deren Folgen nicht
abzuſehen ſeien. Auf wie lange Preußen eine Republik ge-
blieben waäre, bleibt in Frage geſtellt die Dauer der Verſamm-
lung hatte kein Ziel. Erfolglos habe ich vorgeſtellt, daß Preu-
ßen keine Republik wolle daß bei Zurückziehung des Militairs
die Drohungen der Nationalverſammlung nur von Neuem be-
ginnen würden und daß alsdann vielleicht dasjenige eintreten
wurde, was der Zufall bisher verhutet habe. Zu ſpaät wurde
man dann wohl das Militair haben eintreten laſſen, und viel-
leicht den Fehler darauf geworfen haben, daß der Anlaß nicht
der rechte geweſen. Beſſer aber iſt es, daß nicht erſt Abge-
ordnete ihr Leben verloren haben und daß dann erſt Maßre-
geln ergriffen worden wären. Wie auch die Lage in Berlin
ſich geſtalten mag, ſo iſt mir doch darüber kein Zweifel, daß
keine Vermittlung mehr moöglich, daß an eine wohlthatige Fort z
ſetzung der Berathungen nicht zu denken iſt. Man denke ſich
die Proclamationen an den Straßenecken. Auf der einen
Seite der Regierungserlaß der Verlegung und Vertagung
der Landesverſammlung und nebenan der Proteſt des Praſiden-
ten gegen dieſe Verfugung; hier die Verkundigung der
Auflöſung der Bürgerwehr, dort die Erklärung der Nat.
Verſ., dieſe Aufloſung ſei eine geſetzwidrige; hier ein An-
ſchlag Wrangel's, und dort ein Plakat, welches denſelben
fur vogelfrei erklärt u. ſ. w. Seien Sie mit mir uberzeugt,
daß eine Vermittlung unmöglich war, denn es war ein Zuſtand
eingetreten, der entweder mit der Durchführung der getroffenen
Maßregeln oder mit der Annahme der gemachten Bedingun-
gen endigen mußte. Der Eindruck, den ich empfunden habe, iſt,
daß die Annahme dieſer Bedingungen mir ein weit groößeres
Unglück für Deutſchland erſchien, weil dies ein Einlenken in
eine Bahn geweſen waäre, deren Folgen wir nur bei volliger
Erſchlaffung ſehen wurden, wahrend bei den Maßregeln der
Regierung, wird auch das Mißtrauen nicht verſchwinden doch
eine ruhige Berathung uüber die preuß. Verfaſſung ſtattfinden
kann. Eine Vermittlung iſt unmoglich, ſie iſt ſogar mit Zei-
chen des Hohnes zurückgewieſen worden. Von der Berliner
Verſammlung iſt fur die wahre Freiheit nichts zu hoffen. Wo
man ſeinen Collegen den Schutz entzieht, da ſind keine Fruchte
der Freiheit zu erwarten. Jm Jntereſſe der Freiheit und Ein-
heit kann ich darum auch dem Antrage des Herrn von Rap-
pard, der preußiſchen Verſammlung unſere Sympathieen auszu-
drucken, nicht beipflichten. Weil eine Vermittelung unmoglich
war, kehrte ich hierher zuruck, nachdem ich den von der Reichs-
gewalt mir gewordenen Auftrag vollführt hatte. Den Be-
ſchluß der Reichsverſammlung vom 14. Nov. hielt ich mich für
unfähig auszufuühren. Jch kehre zuruck, um den Reichsverwe-
ſer meine Entlaſſung als Unterſtaatsſecretaär anzubieten. Jch
ſchließe, indem ich noch eine Ueberzeugung ausſpreche, die auf
meiner Reiſe durch einen beträchtlichen Theil Deutſchlands recht
lebendig in mir geworden iſt: Nehmen Sie die Berathung über
die Verfaſſung raſch und mehr als raſch vor, ehe es zu ſpat
iſt. Dadurch werden Sie dem Vaterland den groößten Dienſt
erweiſen. Beifall rechts und im Centrum.

Wernher von Nierſtein ſtellt den praäjudiziellen Antrag,
die Nationalverſammlung wolle den Antrag des Abg. v. Rap-
pard und Genoſſen nebſt ſämmtlichen darauf Bezug habenden
Unteranträgen dem Ausſchuſſe für die Verhaltniſſe der Einzel-
ſtaaten zur Eentralgewalt zur ſchleunigen Begutachtung über
weiſen. Venedey verlangt, daß der Reichskommiſſair Baſſer-

mann die Autorität nenne, welche als Bedingung des Friedens
zwiſchen der Berliner Landesverſammlung und der preuß. Re
gierung die Ausweiſung der königl. Prinzen aus dem preußi-
ſchen Staate, u. ſ. w. geſtellt habe; davon hange die heutige
Entſcheidung ab. Baſſermann erklart, daß er bereit ſei,
dem Ausſchuſſe jede Antwort zu ertheilen. Wernher erhalt
das Wort zur Begründung ſeines Antrags: Auf eine Kritik
der vorliegenden Antrage wolle er nicht eingehen, dieſes Recht
ſtehe ihm nicht zu. Er ſei deswegen fur die Verweiſung an
einen Ausſchuß, weil außer den HH. Rappard und Baſſer
mann noch andere Perſonen ſich hier befaänden, denen die Ber
liner Zuſtande aus eigener Anſchauung bekannt ſeien. Dieſel
ben könnten jedoch nicht auf die Tribüne treten, wohl aber von
dem Ausſchuſſe als Zeugen vernommen werden. Raveaux
ergreift unter dem Beifalle des Hauſes das Wort: Er begreife
nicht, wie man es wagen koönne, in einem ſo hochwichtigen Mo
mente eine Sache verzoögern zu wollen, die zur Entſcheidung
gekommen ſei. Thatſachen ſprächen laut, Zeugenverhoöre ſeien
ſomit unnöthig. Wo offizielle Thatſachen vorlagen, muſſe offi
iell gehandelt werden. Berlin ſtehe auf einem Vulkane, der

Beſchluß der Verſammlung möge darum ein energiſcher ſein,
darauf harre ganz Deutſchland. Warten Sie nicht mit Jhrem
Beſchluſſe, ruft der Redner, bis die Städte bombardirt, bis
Reichstagsabgeordnete getödtet ſind! (Bravo!) Es thut Noth,
daß Deutſchland wiſſe, in welchem Sinne die Nationalverſamm-
lung handelt. Wird die Frage an einen Ausſchuß verwieſen,
ſo durfte leicht die Beſchlußfaſſung als zu ſpät ſich erweiſen.
Die „faits accomplis“ haben in unſerer Zeit eine traurige
Rolle geſpielt. Zoögern wir nicht, nach ſo vielen traurigen Er
fahrungen. Schon hat Deutſchland Oeſterreich verloren. Wer-
den die vorliegenden Antrage einem Ausſchuſſe übergeben, ſo
dürfte uns inzwiſchen Preußen verloren gehen. Je nachdem
Jhr Votum ausfallt, iſt die Republik möglich. Haben Sie
Muth, zu beſchließen; es wird beſſer ſein, als dieſe wichtige
Angelegenheit auf die lange Bank zu ſchieben. (Beifall.) Es
wird zur Abſtimmung geſchritten und der Wernherſche Antrag
unter Namensaufruf mit 261 gegen 172 Stimmen zum Be-
ſchluſſe erhoben. Zimmermann aus Spandow beantragt,
daß der Ausſchuß für die Verhältniſſe der Einzelſtaaten zur
Centralgewalt aufgefordert werde, ſofort zur Berichterſtattung
zuſammenzutreten, damit noch heute Nachmittag die Berathung
erfolgen konne, zu welchem Behufe eine um 4 Uhr abzuhal-
tende Sitzung anberaumt und die gegenwartige Sitzung ge-
ſchloſſen werden moge. v. Saucken will, daß die Sache mit
deutſcher Gründlichkeit in die Hand genommen werde (Lachen
links) vor Montag könne keine Berichterſtattung erfolgen.
Zimmermann beharrt auf ſeinem Antrage. Venedey wirft
der Verſammlung Mangel an Muth vor. Rieſſer weiſt die
Verdachtigung mit Entrüſtung zurück, daß in den Motiven der
Abſtimmung über den gefaßten Beſchluß Mangel an Muth
liege. (Die Linke beſchuldigt den Praſidenten der Parteilichkeit;
Herr Rieſſer habe das Wort nicht.) Der Vorſitzende weiſt die
Richtigkeit ſeines Verfahrens auf das Schlagendſte nach (Bra
vo!), worauf Rieſſer noch bemerkt, daß die Nationalver-
ſammlung bereits einen Beſchluß gefaßt habe, um den unge-
ſetzlichen Maßregeln zu Berlin zu ſteuern dieſer Beſchluß (vom
14. Nov. wodurch die Freiheit, Einheit und Menſchlichkeit
gewahrt werde, ſei das Motiv ſeiner Abſtimmung und derjeni-
gen ſeiner politiſchen Freunde geweſen. (Beifall.) Nauwerck
meint, daß die Nationalverſammlung vermoöge ihrer Souveraäne-
tät ihre Beſchlüſſe widerrufen konne, und beantragt, daß der
Rappard'ſche Antrag keinem Ausſchuſſe übergeben werde. Der
Zimmermann'ſche Antrag wird abgelehnt. Weſendonck und
mehrere Mitglieder der Linken geben einen Proteſt zu Protokoll



egen den zum Beſchluß erhobenen Wernher'ſchen Antrag.Pieyrere Anträge der Abgg. Zimmermann aus Stuttgart, Hei-

ſterbergh, Leviſohn, Wigard u. A., welche die Abhaltung einer
außerordentlichen Sitzung zur Berathung über die von dem be-
treffenden Ausſchuſſe begutachteten Rappard'ſchen Anträge, theils
für heute Abend um 4 Uhr und um 7 Uhr, theils für mor-
gen Vormittag um 9 Uhr beantragen, werden ſämmtlich ver-
worfen. v. Rappard, Vogt, Nauwerck und Schulz
wollen ſofort ihre Antrage zurückziehen, was jedoch nicht für
zulaſſig erkannt wird, da dieſe Anträge durch Beſchlußfaſſung
über den Wernher'ſchen Antrag Eigenthum der Verſammlung
geworden ſind.

Frankfurt a. M., d. 17. Nov. Der amtliche Theil
der Ober-Poſt-AmtsZeitung enthält Folgendesh:

Der Reichsverweſer hat am 15. Nov. d. J. die Errichtung
einer proviſoriſchen Centralbehörde, welcher bis zur definitiven
Organiſation die Leitung des deutſchen Marineweſens zuſtehen
wird, in der von dem Reichsminiſterrathe beantragten Weiſe
genehmigt. Die proviſoriſche Centralbehörde für die
deutſche Marine wird aus einer Abtheilung für die
Marineverwaltung im Reichsminiſterium des Handels und
aus einer techniſchen Marinecom miſſion beſtehen.

Jener Abtheilung iſt die Gründung der Marine, die eigent
liche Verwaltung, das ganze Rechnungsweſen zugewieſen, ſie
entſcheidet nach Anhoörung der techniſchen Commiſſion über den
Ankauf von Schiffen, von Schiffbau- und Ausrüſtungsmate-
rialien, über die Abſchließung von Vertragen, welche den Bau
von Kriegsſchiffen betreffen, und über die Anlegung von Kriegs-
häfen Werften und Arſenälen; ſie hat die Anſtellung von Be
amten und Commiſſarien zu billigen oder abzulehnen Sendun-
gen und Beſichtigungen anzuordnen und die Gehalte, Beloh-
nungen und Koſten, welche hierdurch verurſacht werden, zu be-
ſtimmen.

Der techniſchen Marinecommiſſion kommt es zu, Gutachten
über alle techniſchen Fragen zu erſtatten; Antrage an die Ab-
theilung fur die Marineverwaltung in Beziehung auf die An-
ſchaffung von Schiffen und Gegenſtänden zu deren Bau und
Ausrüſtung, ſowie hinſichtlich vorzunehmender Beſichtigungen
und Sendungen zu ſtellen die zu Geſchaften, welche techniſche
Befähigung erfordern, tauglichen Perſonen vorzuſchlagen die
deutſchen Hafen zu unterſuchen, in wie fern ſie zu Anlegung
von Kriegshäfen, Werften und Arſenälen ſich eignen insbeſon-
dere endlich einen Plan fur die befinitive Einrichtung der deut-
ſchen Marine und die künftige Geſtaltung der Marinebehoörden
auszuarbeiten.

Der Reichsminiſter des Handels iſt mit der Einrichtung der
proviſoriſchen Centralbehörde für die deutſche Marine beauftragt
worden, welche unter ſeiner Verantwortlichkeit thätig ſein wird.
Der Vorſitz in der techniſchen Marine-Commiſſion iſt dem Prin-
zen Adalbert von Preußen übertragen.

Der Erzherzog Reichsverweſer hat in Folge der am 16. d.
M. abgehaltenen Revue über die hier befindlichen Reichstruppen
folgenden Tagesbefehl erlaſſen

Soldaten!
Mit freudiger Genugthuung habe ich heute in Euren Rei-

hen jene kriegeriſche Haltung, welche Zeugniß giebt von Eurer
gediegenen Ausbildung, und einen ſehr befriedigenden Zuſtand
Eurer Waffen und Ausrüſtung gefunden. Höher aber ſchlug
mein Herz, als ich in Eurem geſchloſſenen Heerhaufen die Ver
treter ſo vieler edler deutſcher Volksſtämme in der innigſten
brüderlichen Eintracht zu Einem Ganzen verbunden und ſo zu
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gleich das Bild deutſcher Einheit und deutſcher Kraft dem Va-
terlande vor Augen gefuhrt ſah. Mit Stolz drucke ich Euch
meine volle Zufriedenheit aus, feſt darauf vertrauend, daß die
Bande der Einigkeit, der Disciplin und des Gehorſams ſich
niemals unter Euch lockern, ſondern Euch und hierdurch das
deutſche Vaterland, in welchem Jhr zu Stutzen der geſetzlichen
Ordnung und der geſetzlichen Freiheit nach Jnnen und der eh-
renvollen Unabhängigkeit nach Außen berufen ſeid, immer in-
niger zuſammenknüpfen werden.

Frankfurt a. M., d. 16. Nov. 1848.
(gez.) Erzherzog Johann.

Der Reichsminiſter des Krieges (gez.) v. Peucker.

r d. 14. Nov. Bei der heute abgehalte-
nen Wahl eines Abgeordneten zur deutſchen Reichsverſamm-
lung ſtatt des ausgetretenen Herrn v. Neergaard fielen auf
den ehemaligen Praſidenten der proviſoriſchen Regierung,
Herrn H. W. Beſeler, 913 Stimmen, und auf Herrn Th.
Olshauſen 491 Stimmen. Jn den Bezirken Raumort, Je-
venſtedt und Kellinghuſen im Amte Rendsburg erhielt Herr
Beſeler 365 Stimmen, Herr Olshauſen 10 Stimmen, ſo
daß, da dem Vernehmen nach die Bezirke Nortorf, Hohen-
weſtedt und Schenefeldt eben ſo geſtimmt haben, Herr Be-
ſeler in Stadt und Amt Rendsburg mit uüberwiegender Ma-
joritat gewählt iſt. Hoffentlich wird man in den übrigen
Bezirken dafur Sorge tragen, daß die in denſelben abgege-
bene Stimmenzahl bald veroffentlicht werde, da dieſe Wahl
wegen der beiden ſich gegenuüberſtehenden Kandidaten großes
öffentliches Jntereſſe erregt. An dieſer Wahl kann man die
gegenwartig vorherrſchende öffentliche Meinung ziemlich deut
lich ſondiren, da jeder Wähler ohne Ausnahme die Kandi-
daten kennt und, wie ſie bemerkbar geweſen iſt, ganz nach
ſeiner politiſchen Stimmung und Anſchauung ſeine Wahl-
ſtimme abgiebt.

Wien d. 17. Nov. Laut Nachrichten aus Trieſt vom
15. Nov. war der ſardiniſche Admiral Albini mit ſeiner
Flotte ganz unerwartet auf der dortigen Rhede eingetroffen.
Er hatte die weiße Flagge aufgezogen und ſendete gleich einen
Parlamentair an den öſterreichiſchen Marine-Obercommandan-
ten v. Kudriafsky, welcher ſich mit ihm in Verbindung ſetzte
und unmittelbar darauf, wie man verſicherte, mit Anträgen
des Admirals Albini nach Wien abreiſte. Es hieß allgemein,
Albini habe Unterhandlungsvorſchläge wegen Venedig gebracht.

KHratz, d. 10. Nov. So eben iſt dem Jnterimskomman
direnden F. M. L. Grafen Spannocchi von dem F. Z. M. Gra-
fen Nugent nachſtehendes Dienſtſchreiben zugekommen: „Heute
früh halb acht Uhr hat der Feind die Vorpoſten der Brigade
des Hrn. G. M. Baron Vurits mit großer Uebermacht bei
läufig 5000 Mann und drei Geſchützen 9 Geſchütze ſollen die
Reſerve geweſen ſein) angegriffen und bis an die Hauptpoſition
gedrückt. Mit, Nachdruck empfangen, zog ſich der Feind eilig
mit Verluſt zurück, ließ auch einige Gefangene in unſern Han
den. Wir hatten fünf verwundete Soldaten, dann 3 todte
Pferde. Die Brigade hat um zwei Uhr die Vorpoſten wie
früher aufgeſtellt. Großſonntag, am 8. November 1848.“

Oſtindien.
Trieſt, d. 8. Nov. Mit der letzten oſtindiſchen Poſt lang

ten Zeitungen aus Bombay mit wichtigen Nachrichten an.
Ganz Pendſchab, nebſt den angrenzenden Landern Multan, Ha
zareh, Kaſchmyr, Nurpur und Peſchauer haben ſich gegen die
britiſche Herrſchaft erhoben.

Gebauerſche Buchdruckerei.
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Vekanntmachung.
Das Corps der Lanciers hat am 19. November ſich gegen den ausdrucklichen Be

fehl des Bürgerwehr Commando anſtatt auf dem Poſthofe, auf dem Marktplatze auf
geſtellt, hat demnach, dem Geſetze zuwider, einer ungeſetzlichen Volksverſammlung bei
gewohnt, und in derſelben ſogar ohne alle Veranlaſſung von der Hieb, Stich- und
Schußwaffe gegen ſeine Mitbürger Gebrauch gemacht. Da hierdurch leider zahlreiche
Verwundungen von Burgerwehrmaännern und andern Perſonen herbeigeführt ſind, ſo
iſt wegen dieſes ſchweren Verbrechens die gerichtliche Unterſuchung eingeleitet, das
Corps der Lanciers ſelbſt aber aufgelöſt und ſeine Entwaffnung angeordnet, zum Theil

auch bereits bewirkt eWir fordern hierdurch jedes Mitglied des Lanciers-Corps, welches noch Waffen
irgend einer Art hinter ſich hat, wiederholt auf, dieſelben bei Vermeidung der geſetz
lichen Strafen ſofort auf dem PolizeiBureau abzuliefern, und erſuchen unſre Mit-
buürger, denen die Aufbewahrungsorte von Waffen der Lanciers bekannt ſind, uns
ſolche ſofort anzuzeigen.

Die Mitglieder des ehemaligen Lanciers-Corps ſind bis auf weiteres nicht berech-
tigt, Waffen zu tragen; dieienigen, welche ſich dennoch bewaffnet zeigen, ſind durch
die dienſtthuenden Burgerwehrmanner, Militairs und Polizeibeamten ſofort zu ent-
waffnen, und auf dem PolizeiBureau zu ſiſtiren.

Halle, den 21. November 1848.
Der Magiſtrat. Das Vürgerwehr-Commando.

Aufrru f.Alle diejenigen preußiſchen Staatsbürger, welche die feſte Begrundung einer conſtitutionellen Monarchie ernſtlich wollen und
die Rückkehr zu den vorigen Zuſtänden (die Reaction) ebenſo wenig wie die Errichtung einer preußiſchen oder deutſchen Republik
wuünſchen können Alle, welche dem Könige und dem Hauſe Hohenzollern aufrichtig ergeben ſind Alle, welche die Ueber
zeugung haben, daß König Friedrich Wilhelm IV. ſein Wort noch nie gebrochen und es auch künftig halten werde; Alle,
welche, ſelbſt wenn ſie die Wahl der das jetzige Staatsminiſterium bildenden Perſonen in mancher Hinſicht nicht gut heißen,
ſollten doch die Perſonen von der Sache zu unterſcheiden wiſſen Alle, welche in ihrer Unzufriedenheit mit einzelnen Maß-
regeln der Staatsregierung noch keinen Grund finden, ſich gegen ſolche Maßregeln oder deren Urheber aufzulehnen Alle,
welche Sinn und Liebe haben fur Geſetzlichkeit und burgerliche Ordnung und Unterordnung Alle endlich, welche nur unter
dieſen Bedingungen wahre Freiheit und vollſtändige Wahrung der ſtaats bürgerlichen Rechte fur möglich halten

dieſe Alle, welchen Standes ſie auch ſein mogen, werden hierdurch aufgefordert, ſich zu vereinigen und feſtzuſtehen fur
Recht und Ordnung, für Freiheit und Frieden. Zu dem Ende wolle ein Jeder ſeinen Namen und Stand bei einem der hier
unten Genannten auf einem gleichlautenden Exemplare gegenwärtigen Aufrufs und der beigefugten Adreſſe eigenhändig unter-
zeichnen. Beide ſollen dann an des Königs Majeſtät unmittelbar befördert werden. Der König muß erfahren, daß er noch
auf Treue zu rechnen habe. Das Vaterland iſt in Gefahr; Gott lenke die Herzen!

Merſeburg, den 19. November 1848. (Folgen 68 Unterſchriften.)
An des Königs Majeſtät!

Ew. Königl. Majeſtät haben ſowohl im ganzen Lande, als auch in der Stadt Merſeburg der getreuen Unterthanen weit
mehr, als mancher gemeint hat, welcher nur auf die Worte derer hörte, welche am lauteſten ſprachen. Aber ſelbſt die Beſten
im Volke haben eine Schuld auf ſich geladen, welche ſie nicht von ſich abwälzen konnen, die Schuld, nicht offen und entſchie
den genug hervorgetreten zu ſein mit ihrer Geſinnung, ſich nicht früher vereinigt zu haben fur Geſetz und Ordnung in Pflicht
und Liebe. Ware dies geſchehen, ſo würde nicht haben erfolgen konnen, was jetzt von jedem Freunde des Vaterlandes nur be-
klagt werden kann. Doch der Wendepunkt des verhaängnißvollſten Jahres ſcheint herbeigekommen zu ſein. Schon laſſen ſich die
Stimmen der Pflicht und der Liebe, der Anhänglichkeit an Thron und Vaterland häufiger und deutlicher vernehmen der alte
Muth erwacht wieder, und das Wort „mit Gott für König und Vaterland wird von neuem zur Wahrheit.

Dies vor Ew. Königl. Majeſtät auszuſprechen, iſt unſern Herzen Bedürfniß, und wir ſind gewiß, daß Ew. Majeſtät die
ſen Ausdruck unſerer Geſianung gern vernehmen werden. Jndem wir hier noch einen von den Unterzeichnern dieſer Adreſſe ei-
genhändig vollzogenen Aufruf beifügen und uns ehrerbietigſt die Erlaubniß erbitten, weitere Unterſchriften nachzuſenden, haben
wir keinen andern Zweck als den, daß Ew. Majeſtät einige Namen derer erblicken mögen, welche entſchloſſen ſind, mit Ew.
Majeſtät zu ſtehen bis zum Tode. Gott ſegne Sie und Jhr Haus! Gott ſegne durch Sie Jhr Volk und deſſen Zukunft!



An die Väter und Mutter des preu
ßiſchen Heeres.

Die geſtrige Nummer des Couriers bringt einen Aufruf
an Euch, Eure Söhne dem preußiſchen Heere zu entziehen.
Die geſetzlichen Behörden werden Kraft genug haben, den Ur-
heber eines ſolchen verbrecheriſchen Anſinnens, welches alle
Bande löſen und Euch ſelbſt durch Herbeiführung eines Bür-
gerkrieges in namenloſes Elend ſtürzen wurde, zur Strafe zu

ehen.v Die wahren Freunde des Vaterlandes rufen Euch Vatern

und Müttern zu:
Haltet feſt an dem deutſchen biedern Sinne! Das Va-
terland iſt gerettet, wenn jeder dem Geſetze gemäß ſeine
Pflicht erfüllt.

Laßt uns gemeinſchaftlich für Recht und Ordnung einſte-
hen und unſere Sohne, ſtatt ſie von ihrer Pflicht, das Vater-
land gegen außere und innere Feinde zu ſchutzen, abwendig zu
machen, in dieſer Pflicht vielmehr kraftigen.

Wir beſchworen Euch, wahret Euch vor den gleißneriſchen
Worten derer, welche Euch zu verlocken ſuchen, um Euch hin-
terher deſto ſicherer zu vernichten.
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wenn ſie erſt ihre Wünſche erreicht haben, dann ſind wir Alle
ihrem Raube und ihren rohen Luüſten verfallen. Sagt lieber
Euren Söhnen daß ſie ſich dem Könige, dem ſie den Eid der
Treue geſchworen haben, mit Blut und Leben opfern. Er be-
ſitzt noch die Liebe ſeiner beſſeren Unterthanen, und Er allein
iſt es nur, von dem wir wieder Ruhe und Frieden zu erwar-
ten haben. Trauet Jhm, er wird Euch keine der verſproche-
nen Freiheiten vorenthalten. Bedenket, wie heute noch die
alten Krieger aus den Jahren des Freiheitskrieges, die dem
Rufe ihres Königs folgten, in Achtung und Ehren ſtehen!
Laſſen wir auch unſere Söhne ſolchen Ruhmes theilhaftig wer
den, damit unſere Enkel uns noch ſegnen, die wir unſere Soh-
ne für den gerechten Kampf für König und Vaterland gegen
die eignen Vaterlandsfeinde hingaben, die nur Revolution und
Auflöſung alles Rechtes, aller Geſetze wollen, und ſich nicht
darum kummern, ob Tauſende ihren Geluſten zum Opfer fal-
len. Jetzt ſchon ſchleudern ſie die Brandfackel ins ſchöne Va
terland und rufen tauſendfaches Elend hervor.

p Aufruf.Jhr edlern Vater und Mutter, die ihr jetzt Eure Sohne
unter die Fahnen des preußiſchen Vaterlandes geſtellt habt,
mißtrauet der Aufforderung in dem geſtrigen Courier! ſie kommt
von den ärgſten Feinden des Vaterlandes! ſie ſchmeicheln Euch
mit Hoffnungen, die ſie nie erfüllen können! Glaubt nur,!

Antwort auf mehrfache Anfragen.
Da mehrere Einwohner in hieſigem Kreiſe meiner Hand-

lungsweiſe als Hochſtſteuernder bei der jetzt beliebten Steuer-
Verweigerung einige Beachtung zu ſchenken ſcheinen und dar-
über um Mittheilung bei mir angefragt haben, ſo will ich den-
ſelben auf dieſem Wege dahin antworten „daß ich alle fälligen
Steuern und Abgaben nach wie vor pünktlich bezahlen werde.“

Salzmünde, den 20. November 1848.
J. G. Boltze.

Wochenmarkts- Anzeige.
Zufolge eingeholter Genehmigung König-

licher Hochlöbl. Regierung zu Merſeburg wir hierdurch,

Erklärung.
Um Jrrthümern zu begegnen erklären den 25. d. M. Mittags 12 Uhr ſoll auf

Sonnabend

ſollen nunmehro in unſerer Stadt wöchent
lich zwei Wochenmärkte, nämlich Diens
tags und Freitags, und zwar in den
Sommermonaten von früh 6 Uhr bis Mit-
tags 11 Uhr, in den Wintermonaten von
früh 7 Uhr bis Mittags 12 Uhr ſtattfinden.
Sollte einer dieſer Tage aber auf ein Feſt
fallen, ſo wird der Markttag Tags zuvor
gehalten.

Der Anfang des erſten Wochenmarktes
ſoll den 28. November d. J. (ein Dienstag)
gehalten werden.

Die Wochenmarktordnung iſt in den Gaſt
höfen ausgehängt und auch bei dem Markt-
meiſter zu Jedermanns Kenntniß einzuſehen.

Wir machen dieſes dem betreffenden Pu-
blikum zur Nachachtung und mit dem Be
merken bekannt: daß der Zolltarif für die
Verkaufsſtände äußerſt gering, und in der
Marktordnung, ſo wie durch Anſchlag an
dem Rathhauſe einzuſehen iſt.

Lauchſtädt, den 10. Nov. 1848.
Der Magiſtrat.

Couriers erwähnte Volksredner, Student
Ad. Kaulfuß, durchaus nicht mit un
ſerem Freunde, dem Studenten Louis
Kaulfuß, Sohn des hieſigen verſtorbenen
Profeſſors, zu verwechſeln iſt.

Halle, den 22. November 1848.
O. Buzer. H. Fahland.

Cönnern, den 20. November. Der
Artikel Cönnern den 15. November in
Nr. 271 des Couriers muß dahin berichtigt
werden: daß die von den Einſaſſen des
Saalkreiſes an Se. Majeſtät den König ge
richtete Mißtrauensadreſſe gegen das gegen-
wärtige Miniſterium nicht von allen An
weſenden mehr als hundert ſondern
nur von einem Theil derſelben, und zwar
nach vorgängigen dringenden Aufforderungen
der Verfoſſer, unterſchrieben iſt.

Eine in gutem Stande befindliche große
Schraubenpreſſe wird zu kaufen geſucht und
das Nähere von W. H. Politz mitgetheilt.

Gebauerſche Buchdruckerei.

daß der in Nr. 273 des der Pfarre zu Domnitz altes Bauholz
meiſtbietend verkauft werden.

Der Kirchenvorſtand.

Ein ſchönes Landgut in fruchtbarſter
Lage, mit circa 180 Morgen Land, in
vier Plänen, iſt ver änderungshalber mit
wenig Anzahlung an einen ſoliden Land
wirth zu verkaufen. Selbſtkäufer erhalten
Auskunft bei J. G. Große, Nr. 15 in
Halle.

Ein Kapital von 3850 erſte und ein
ſolches von 2000 zweite Hypothek wird
zum Januar und April k. J. geſucht. Nä-
heres unter H. A. poste restante Hel-
drungen.

Ein Oekonomie- Verwalter, welcher auf
größern Gütern conditionirt hat, ſucht ſo
fort oder zum neuen Jahre ein anderwei-
tes Engegement. Portofreie Anfragen mit
H. K. bezeichnet wird die Expedition des
Couriers weiter befördern.
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